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Das Koalitionsrecht in Gefahr
Am 4. April iſt im Reichsjuſtizamt eine Strafrechts

kommiſſion zuſammengetreten, die das jetzige Strafgeſetz
buch einer Umarbeitung zu unterziehen hat. Als Grundlage
dazu liegt dieſer Kommiſſion ein bereits im Jahre 1909 auf
Anordnung des Reichsjuſtizamts veröffentlichter Vorent
wurf zu einem Deutſchen Strafgeſetzbvuch nebſt
ausführlicher Begründung vor. Der Vorentwurf enthält erheb
liche Strafverſchärfungen, die namentlich auch die organiſierten
Arbeiter treffen würden. Dies ſcheint jedoch gewiſſen Leuten
noch nicht zu genügen. Der Reichskanzler von Bethmann
Hollweg hat bereits von der Strafverſchärfung
gegen Streikausſchreitungen geſprochen und der
preußiſche Miniſter des Jnnern, Herr v. Dallwitz hat ſich
mit Entſchiedenheit für ein derartiges Vor
gehen im ſog. preußiſchen Herrenhauſe erklärt. Kein
Wunder, daß unter ſolchen Umſtänden die Scharfmacher ſofort
bei der Hand ſind, mit entſprechendem Material zu dienen. Hat
doch die Chemnitzer Handelskammer im Anſchluß
daran ſchon die Unternehmer aufgefordert, Material über den
Terrorismus der Arbeiter während der ſoeben beendeten Tarif-
kämpfe einzuſenden. Das Material ſoll natürlich mit als
Unterlage für ein neues Zuchthausgeſetz benutzt wer
den. Ein Verbot des Streikpoſtenſtehens iſt
namentlich vom ſchwarzblauen Block ſchon wiederholt ge
fordert worden. Durch entſprechende geſetzliche Beſtimmungen
hofft man zur Unterbindung, ja am liebſten zum Verbot des
Koalitionsrechts zu gelangen. Damit möchten gewiſſe Drauf-
gänger nun aber nicht bis zur Fertigſtellung und Einführung
eines neuen Strafgeſetzbuchs warten, ſondern von der Regie
rung wird verlangt, ſchon vorher ein durchgreifendes Geſetz

Der Tervörto So ſehen die Wünſche bezüglich des zutünftigen-Strafrechts
mus der Unternehmer bleibt natürlich ſtraffrei!) einzubringen.

Bis zum Jahre 1869 exiſtierte in den zum Norddeutſchen
Bunde gehörenden Staaten noch keine Koalitionsfrei-
heit. Erſt die Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 ſchaffte
hier Abhilfe. Jetzt haben nun die Arbeiter das Koalitions-
recht, aber wenn ſie es anwenden, müſſen ſie, wie der bekannte
ſüddeutſche Profeſſor v. Brentano in einer ſeiner Schriften
erwähnt, damit rechnen, beſtraft zu werden. Und in
welcher Weife da mitunter Beſtrafungen erfolgen, haben wir
kürzlich erſt wieder in Köln bei dem Prozeß gegen den Ge
werkſchaftsangeſtellten Fröhlich und Gen. geſehen. Seit
dem Jahre 18609 haben ſich in Deutſchland nicht allein die Or
ganiſationen der Arbeiter, ſondern auch die der Unternehmer
ganz erheblich entwickelt, und ſo ſtehen ſich bei Streiks und
Ausſperrungen meiſtens mächtige Organiſationen gegenüber.
Als Mittel zur Erlangung günſtiger Arbeitsbedingungen ſind
Streik und Ausſperrung ausdrücklich für zuläſſig er
klärt worden. Sonſtige Mittel, insbeſondere Boykott,
Sperre, Fern haltung des Zuzugs, Streik-
poſtenſtehen, Aufforderung zum Kontraktbruch,
Zahlung von Streikunterſtützung ſowie Reiſe
geld und Entſchädigung an Streikbrecher,
ſchwarze Liſten, Ausſchluß vom Arbeitsnach-
weis ſind gleichfalls mehrfach für zuläſſig erklärt worden, ſo
weit ſie nicht in ihrer Anwendung im Einzelfalle gegen all
gemeine polizeiliche Anordnungen verſtoßen.

Hier hat ſich nun mit der Zeit gezeigt, daß das, was bei
den Unternehmern erlaubt iſt, bei den Arbeitern beſtraft wird.
Erinnert ſei nur an die fortwährenden Beſtrafungen wegen
Streikpoſtenſtehens auf Grund der Straßenpoli-
zeiverordnungen, wonach den zur Erhaltung der Rein
lichkeit, Sicherheit und Ruhe auf der Straße ergehenden Anord
nungen der Polizeibeamten unbedingt Folge zu leiſten iſt. Auf
Grund ſolcher Polizeiverordnungen, die die höchſten Gerichte
meiſtens fürs rechtsgültig erklärt haben, verſucht man das
Streikpoſtenſtehen illuſoriſch zu machen. Dabei
gehen die Unternehmer mit den ſchwarzen Liſt en frei aus.
Dasſelbe zeigt ſich bei den Schadenerſatzklagen bei An
wendung des Boykotts. Auch hier werden die Arbeiter
viel eher als die Unternehmer gefaßt. Und dabei ſoll nach
Anſicht des Reichskanzlers das geltende Recht nicht einmal
ausreichen im Kampfe gegen aufhetzende und auf-
reizende Agitatoren. Deshalb, ſo betonte er in der
Reichstagsſitzung vom 10. Dezember 1910, werde zu prüfen ſein,
ob in der Richtung nachdrücklicheren Schutzes der perſön
lichen Freiheit und des perſönlichen Beſtim-
mungs rechts das Strafgeſetzbuch Ergänzungen bedürfe.

Sehen wir uns nun einmal die jetzt gültigen Beſtimmungen
an. Zunächſt kommt der S 153 der Gewerbeordnung in Be-
tracht, welcher lautet: „Wer andere durch Anwendung körper-
lichen Zwanges, durch Drohungen, durch Ehrverletzung oder
durch Verrufserklärung beſtimmt oder zu beſtimmen verſucht,
an ſolchen Verabredungen 152) teilzunehmen, oder ihnen
Folge zu leiſten, oder andere durch gleiche Mittel hindert, oder
ſie zu hindern verſucht, von ſolchen Verabredungen zurückzu
treten, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten beſtraft, ſo
fern nach dem allgemeinen Strafgeſetze nicht
eine härtere Strafe eintritt.“ Dieſer Paragraph iſt
an und für ſich ſchon ſehr dehnbar und dann kommt ihm noch
das allgemeine Strafgeſetzbuch zu Hilfe. Hier haben die Ge
richte bei Streiks und Lohn bewegungen organiſierten

Arbeitern gegenüber ſchon folgende Paragraphen des Straf
geſetzbuchs angewandt. 8 110, Widerſtand gegen die

Staatsgewalt.
zu zwei Jahren.) g8 123 bis 127, Hausfriedensbruch,

(Strafmaß 600 Mark oder Gefängnis bis

Landfriedensbruch. (Strafmaß: Geldſtrafe bis zu
300 Mark, Gefängnis bis zu zwei Jahren und Zuchthaus bis zu
zehn Jahren.) S 180, Aufreizung zu Gewalttätig-
keiten. (Strafmaß: Geldſtrafe bis zu 600 Mark oder Ge-
fängnis bis zu zwei Jahren.) 88 185 bis 187, Beleidigung.
(Strafmaß: Geldſtrafe bis zu 1500 Mark oder Gefängnis bis
zu zwei Jahren.) S 223 und 228a, Körperverletzung.
(Strafmaß: Geldſtrafe bis zu 1000 Mark oder Gefängnis bis
zu drei Jahren.) 85 240 und 241, Nötigung und Be
drohung. (Strafmaß: Geldſtrafe bis zu 600 Mark oder Ge
fängnis bis zu einem Jahre.) 88 253 und 254, Erpreſſung.
(Strafmaß: Gefängnis nicht unter einem Monat und Zucht-
haus bis zu fünf Jahren.)

Der Vorentwurf zum neuen Strafgeſetzbuch ſieht bei den vor
ſtehend angeführten Paragraphen meiſtens Verſchär-
fungen vor. Um die Unternehmer oder die Herrſchaften
von der „Hintze-Garde“ frei ausgehen zu laſſen, findet
ſich z. B. bei den Paragraphen über die Körperverletzung und
Beleidigung am Schluſſe noch der Satz, daß in beſonders
„leichten Fällen“ von Strafe ganz abgeſehen
werden kann. Um entſprechend ſchärfere Beſtrafungen
herbeizuführen, braucht das Gericht nur einen ſchweren
Fall anzunehmen. Ein beſonders leichter Fall liegt
ach dem g 83 des Entwurfs vor, wenn die rechtswidrigen
olgen der Tat unbedeutend ſind und der verbrecheriſche Wille

des Täters nur gering und nach den Umſtänden unentſchuldbar
erſcheint, ſo daß die Anwendung der ordentlichen Strafe des
Geſetzes eine unbillige Härte enthalten würde. Ein beſonders
ſchwerer Fall liegt vor, wenn die rechtswidrigen Folgen
der Tat ungewöhnlich bedeutend ſind und der verbrecheriſche
Wille des Täters ungewöhnlich ſtark und verwerflich erſcheint.

aus.
Jn der Begründung des Entwurfs zum Strafgeſetzbuch wird

auf Seite 672 auch auf die Strafbeſtimmungen zum Schutze
der Arbeitswilligen bei Ausſtänden und Aus
ſper rungen eingegangen. Es heißt da u. a.: „So wün-
ſchenswert es iſt, gewiſſe Arten des von den Arbeitern und
Arbeitgebern ausgehenden Bohykotts, die eine ſchwere Schädi-
lung des Gemeinwohls bedeuten und zu deren Bekämpfung die
beſtehenden Geſetze keine ausreichende Handhabe bieten (7),
Frafrechtlich treffen zu können, ſo ſchwierig iſt andererſeits eine
ſtrafrechtliche Begriffsbeſtimmung und Abgrenzung der gemein
dlichen Boykottfälle. Es müßte Fürſorge dagegen getroffen
e. den, daß nicht auch andere, an ſich nicht notwendig ſittlich
un rechtlich unerlaubte Tatbeſtände unter die Strafandrohung
allen. Eine ſolche Abgrenzung iſt kaum möglich. Der Ent-
warf ſtellt ſich daher auf den Standpunkt, daß die ſtrafrecht
liche Regelung des Vohykotts, gegen deſſen wirtſchaftliche, nach
teilige Wirkungen die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz
buchs über die Haftung aus unerlaubten Handlungen genügen-
den Rechtsſchutz gewähren, nicht in das allgemeine bürgerliche
Strafrecht gehört, ſondern eventuell in einem Spezial-
geſetz vorzunehmen iſt. Dasſelbe gilt für die Strafvorſchrif

ten zum Schutze des gewerblichen Arbeitsverhält-
niſſes. Auch die Regelung dieſer Frage muß, wenn ſie ſich
als notwendig erweiſt, der Sondergeſetzgebung vorbe
halten bleiben. Na, vielleicht denkt man auf dem Wege der
Sondergeſetzgebung zu einem Ausnahmegeſetz zu gelangen.

Bei dieſer Gelegenheit darf auch daran erinnert werden, daß
dem Reichstage bereits unterm 26. Mai 1899 ein ſogenanntes
Arbeitswilligengeſetz zugegangen iſt. Dieſes Mach-
werk erfuhr bereits unterm 20. November 1899 im Reichstag
eine glatte Ablehnung. Die Regierung hatte damals in ihrer
Verteidigung der Vorlage eine unglückliche Hand. Auch Herr
Nieberding vom Reichsjuſtizamt hatte der Vorlage nicht
gerade genützt, indem er über die paritätiſche Behandlung von
Unternehmern und Arbeitern vor Gerichten meinte: „Die Vor-
lage iſt formal gerichtet gegen Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer. Sie wird in einigen Punkten, und zwar in einigen
recht empfindlichen Punkten, auch die Arbeitgeber tref-
fen. Aber ich gebe ohne weiteres zu, daß ſie die
Arbeitnehmer vorwiegend berührt, und daß es
richtig iſt, wenn das hohe Haus auch gerade von dem Stand-
punkt aus, ob die Vorlageder Arbeiterweltgegen-
über gerecht iſt, zur Prüfung des Jnhalts ſich anſchickt.“
Auch heute möchte man vor wiegend die Arbeiter treffen.

Jntereſſant war auch, wie man hernach die Verantwortung
für die Vorlage abzulehnen ſuchte. Während Herr Nieber-
ding betonte, die Einbringung ſei im Namen des Reichs-
kanzlers, nicht im Namen der verbündeten Regierungen erfolgt,
erklärte Herr v. Poſadowsky, der Verfaſſer habe einfach
dasjenige Material gebracht, das die einzelnen Regierungen
eingeſandt hätten, „die einzelnen Staatsregierungen trügen
mithin die Verantwortung.“

Zurzeit wird nun noch darüber geſtritten, ob das Beth-
mannſche Programm gegen den „Terror“ ein Feldzug gegen die
Koalitionsfreiheit, ein Vorſchlag zueinem neuen Aus-
nahmegeſetz ſei. Ferner wird beſtritten, daß der Kom-
miſſion zur Vorberatung des neuen Strafgeſetzbuchs bereits
eine ſtatiſtiſche Denkſchrift über Ausſchreitun-
gen bei Lohnkämpfen zum Zwecke der Strafver-
ſchärfun g zugegangen ſein ſoll. Weiter verlautet, daß der
Wirkl. Geh. Oberregierungsrat v. Tiſchendorf, der im
Reichsjuſtizamt großen Einfluß genieße, eher für eine Milde-

rung, als wie für eine Verſchärfung der Strafen gegen Ver-
gehen aus F 153 der Gewerbeordnung plädiere. Andererſeits
verlautet aber auch, daß es gerade Preußen ſei, das im Bun-
desrate für Strafverſchärfung eintrete. Nun, mag
das eine oder das andere auch nicht zutreffen, ſoviel ſteht aber
doch feſt, daß die Zahl derer, denen es nach Ausnahmegeſetzen
gelüſtet, keine allzu kleine iſt. Deshalb haben die gewertkſchaft-
lich organiſierten Arbeiter die Pflicht, durch energiſche Agitation
und kfräftige Mitarbeit dazu beizutragen, daß die Zuſammen-
ſetzung des nächſten Reichstags eine ſolche wird, von der Anus-
nahmegeſetze gegen die Arbeiter eine glatte Ablehnung er
fahren.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 3. Mai 1911.

Die Entrechtung der Krankenkaſſen.
Die geheimen Gründe.

Jm Reichstage ſteht eine geſchloſſene bürgerliche Mehr-
heit zuſammen, die bereit iſt, dem Selbſtverwaltungsrecht der
Arbeiter in den Krankenkaſſen den Hals zu brechen. Aber noch
immer hat man nicht gehört, welche ſchwerwiegenden Gründe
dieſe Reichstagsmehrheit veranlaſſen, dem Volk von ſeinen
gering bemeſſenen öffentlichen Rechten wieder eins zu kon-
fiszieren, die Selbſtverwaltung zu ſchmälern und die Macht der
klaſſenſtaatlichen Bureaukratie zu vermehren. Ueber allgemeine
Redensarten vom ſozialdemokratiſchen Terrorismus“ und
einem Häuflein von ſchrecklichen Räubergeſchichten (wie z. B.
Stiftung eines Kranzes mit roter Schleife für einen ver-
ſtorbenen Beamten und dergl.) iſt man bisher noch nicht hinaus-
gekommen. Auch am Dienstag hat Genoſſe Hoch als Redner
der ſozialdemokratiſchen Fraktion im Reichstage ganz vergeb-
liche Verſuche gemacht, Aufklärung über die Gründe zu er-
halten, die die Mehrheit zu ihrem Lerhalten beſtimmt haben.
Die Antwort war ein großes Schweigen und die kleine Ver-
legenheitsausrede, darauf wolle man ſpäter zu ſprechen
kommen.

Die Mehrheit denkt, wenn man etwas tun will, braucht man
um Gründe nicht verlegen ſein, die findet man nachher ſchon,
wenn die Sache erledigt iſt. Und darum handelt ſie an den
Kaſſenmitgliedern, deren Rechte von der ſozialdemokratiſchen
Fraktion verteidigt werden, ungefähr nach dem militariſtiſchen
Grundſatz: erſt haben ſie die Strafe anzunehmen und dann
dürfen ſie ſich beſchweren. Jn der Preſſe, in Wählerverſamm-
lungen kann man ja ſpäter, um die Grundloſigkeit dieſer Be
ſchwerde nachzuweiſen, die ſchönſten Geſchichten über die „ſozial-
demokratiſche Mißwirtſchaft in den Krankenkaſſen“ erzählen,
ohne daß der Kreis, an den man ſich damit wendet, auch nur ein
Wort der Widerlegung zu hören bekommt.

Ganz anders liegen die Dinge im Reichstage. Wird
Material der Gegner dort zu Vortrag gebracht, dann haben die.
ſozialdemokratiſchen Abgeordneten die Möglichkeit, es auf ſeine
Stichhaltigkeit zu unterſuchen und gegebenenfalls zu wider-
legen. Eine breitere Oeffentlichkeit erfährt dann, was es mit
dem ſozialdemokratiſchen Terrorismus in den Krankenkaſſen
wirklich auf ſich hat. Und darum ſucht man der Debatte mög-
lichſt aus dem Wege zu gehen und vertröſtet den ſozialdemokra-
tiſchen Redner, der die Gründe des Verhaltens der Mehrheit
kennen zu lernen wünſcht, auf irgend einen unbeſtimmten
ſpäteren Zeitpunkt.

„Wir möchten einmal ſehen, was paſſieren würde, wenn die
ſozialdemokratiſche Fraktion in irgend einer andern Sache eine
ähnliche Taktik einſchlagen würde, wenn ſie etwa gegen Re-
gierungsbehörden in der gleichen Weiſe vorzugehen verſuchte,
wie es jetzt gegenüber den Kaſſenverwaltungen geſchieht.
weisloſe Verdächtigung, Verleumdung, gewiſſenloſe Verhetzung,
ſolche und ähnliche Kennzeichnungen würden auf die Partei
gleich einem Platzregen niederpraſſeln. Wenn ein bürgerlicher
Redner die Sozialdemokraten auffordern würde, ihr Anklage-
material vorzulegen, und ſie würden ſich weigern, es zu tun,
welcher Sturm der Entrüſtung würde ſich gegen ſie erheben
Aber wer die Macht, wer die Mehrheit hat, der darf es ſich
ſchon erlauben! Er kommandiert und dekretiert, und wenn man
ihn nach dem Warum fragt, antwortet er mit kühler Gelaſſen-
heit: Später!

Dieſe Verlogenheit iſt doch entſetzlich! Warum hat man denn
nicht den Mut, zu ſagen: Weil wir die Sozialdemokratie haſſen
wie die Sünde, weil wir jedem Sozialdemokraten perſönlich
jeden Schaden und Verluſt bereiten wollen, deſſen wir fähig
ſind. weil wir die Macht der Bureaukratie ſteigern wollen,
darum ſind wir Gegner der Selbſtverwaltung. Es iſt ab-
ſcheulich, daß ſich ſelbſt die niederſte VBosheit noch ein Mäntel-
chen von Villigkeit und Gerechtigkeit umhängen muß, und daß
man auch hier einen ſchoflen Akt politiſcher Gehäſſigleit mit ein
paar moraliſch klingenden Redensarten ohne ſachlichen Unter
grund zu verhüllen bemüht iſt. So kommt man zu einem parla-
mentariſchen Verfahren, das in ſeiner Methode noch ſchlimmer
iſt als das gewöhnliche Standrecht. Man ſpricht der Selbſt
verwaltung der Krankenkaſſen das Urteil, ehe man ihr auch nur
die Anklage vorgehalten hat!

v

Die Durchpeitſchung. Der Zentrumsabgcordnete
Müller- Fulda hat ſich dahin ausgeſprochen, daß die
Reichsverſicherungsordnung eigentlich Paragraph für
Paragraph beraten werden müßte, jedoch hinzugefügt, daß
dies lediglich ſeine eigene, private Anſicht ſei. Gegen dieſe An
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Kicht laufen gleichetweiſe Deutſche Tageszeitung und Tägliche
Rundſchau Sturm. Sie verweiſen darauf, daß eine Durch-
bringung des Geſetzes vollkommen ausgeſchloſſen ſei, ſobald im
Plenum alles das noch einmal „durchgekaut“ werden wollte,
was in der Kommiſſion über dieſe Sachen im einzelnen ver
handelt wurde. Da außerdem feſtſtehe, daß Konſervative,
Zentrum und Nationalliberale eine feſte Mehr
heit für das Geſetz ſtellen, hätte eine detaillierte Beratung
auch gar keinen Zweck. Die Tägliche Rundſchau beruft ſich
als Zeugen auf den verſtorbenen Eugen Richter, der ſich
bei der Beratung des Zolltarifs auf den Standpunkt geſtellt hat,
daß man der Mehrheit das Recht zugeſtehen müſſe, den Ver-
handlungsmodus ſelbſt zu beſtimmen. Ein ſolcher Modus
könne natürlich nur in einer ſummariſchen Behandlung über
die einzelnen Bücher gefunden werden.

Die Berufung auf Eugen Richter beſteht zu Recht. Es wird
eine unauslöſchliche Schande für den Freiſinn bleiben, daß er
damals die Vergewaltigung der Minderheit durch die rechts-
brecheriſche Mehrheit förderte. Jetzt rächt ſich dieſe ver-
brecheriſche Haltung.

Preußiſche Gemeindereform.
Das preußiſche Dreiklaſſenhaus hat ſich Dienstag mit einer

bereits vom ſog. „Herrenhauſe“ verſchlechterten Vorlage be
ſchäftigt, die die Rheiniſche Landgemeindeverfaſſung dadurch
„reformiert“, daß ſie zu den „geborenen“ Mitgliedern der
Gemeindevertretungen auch noch die Vertreter der Groß
induſtrie hinzufügt und den zur Wahl berechtigten Frauen
vorſchreibt, ſich gleich Unmündigen und Entmündigten vertreten
zu laſſen. Dem „Herrenhauſe“ war ſogar der Regierungs-
vorſchlag ſchon zu radikal, daß die Gemeinderäte vor einer be
ſchränkten Oeffentlichkeit verhandeln ſollen und es hat dies
abgelehnt. Jm Dreiklaſſenhauſe wurde die Verſchlechterung
ſowohl von der Linken, wie aus dem Zentrum bekämpft, wäh-
rend der Konſervative Heckenroth nur erklären konnte, daß ſein
Bedauern noch keine Stellungnahme der Junkerpartei zu be-
deuten habe. Jm übrigen richtete ſich der Kampf des Zentrums
in der Hauptſache dagegen, daß man die Privilegien des
agrariſchen Geldſacks nun auch dem induſtriellen Geldſaß zuteil
werden laſſen wolle! Der ſozialdemokratiſche Sprecher, Genoſſe
Hirſch, ging dagegen prinzipiell gegen die ganze
Privilegien wirtſchaft los. Er wies nach, daß dieſe
„Reform“ den plutokratiſchen Charakter der rheiniſchen Ge
meindeverfaſſung gar nicht berührt und daß die Ablehnung der
Oeffentlichkeit der Verhandlungen eine Beſtätigung der blaſſen
Furcht vor dem Volke iſt, daß aber auch durch die hermetiſche
Abſchließung gegen das Licht der Oeffentlichkeit allen möglichen
dunklen Machenſchaften Vorſchub geleiſtet wird. Unſer Redner
begründete wirkſam die Grundforderung einer jeden wirklichen
Gemeindereform, die nach dem allgemeinen gleichen
Wahlrecht für Männer und Frauen, was aber auf die
Mehrheit von Gnaden des Dreiklaſſenunrechts natürlich ohne
jede Wirkung bleiben mußte.

Mittwoch: Viehſeuchengeſetz und Anträge.

Das Fiasko der Anſiedelungspolitik.
Eine Korreſpondenz, die die Aufgabe hat, die Jntereſſen der

deutſchen „Oſtmarkenpolitik“ zu vertreten, muß konſtatieren,
daß ſeit Mitte September 104 de ut ſche Güter und Bauern-
wirtſchaften im Werte von 15 Millionen Mark von deutſcher in
pol niſche Hand übergegangen ſind. Die Mehrzahl der
Grundſtücke entfällt auf die Kreiſe Poſen und Bromberg. Von
Mittel April 1911 bis Ende Avril 1911 ſind nicht weniger als
insgeſamt 214 deutſche Beſitzungen, mit einer Geſamtfläche
von 90 000 Morgen im Werte von 33 Millionen Mark,
aus deutſchen in polniſchen Beſitz übergegangen.

Trotzdem wird bei anderen Anläſſen immer noch behauptet,
daß die mit dem Gelde der preußiſchen Steuerzahler betriebene
ungeheuer koſtſpielige Oſtmarkenpolitik Erfolge für das
Deutſchtum aufzuweiſen habe. Die angegebenen Zahlen be-
weiſen das ſtrikte Gegenteil.

42 Millionen Liter Schnaps.
Dieſes Quantum hat der ſozialdemokratiſche Schnapsboykott

in ſechs Monaten den Junkern „zu Waſſer gemacht. Wenn

Bee

Kleines Feuilleton.

Elektrizität und Bakterien.
Es iſt begreifliches Beſtreben, neue oder eu bekannt gewor-

dene Erſcheinungen zur Erklärung geheimnisvoller Vorgänge
heranzuziehen. Als die Erſcheinung der Radioagktivität ent-
deckt wurde, mußte ſie herhalten zur Beantwortung der
mannigfachſten Fragen, für die man noch keine Formel ge-
funden hatte. Oft verfährt man dabei mit Glück, und es hat
ſich um bei dem Beiſpiel zu bleiben mit Hilfe der radio-
altiven Erſcheinungen doch mehr erklären laſſen, als man zu
erſt annehmen konnte. Als man noch mehr im Banne der
elektriſchen Erſcheinungen und der Bakterienkunde ſtand als
jetzt. mußten natürlich dieſe beiden Gebiete kombiniert
werden. Es ſind eine große Reihe von Verſuchen angeſtellt
worden, wie Elektrizität auf Bakterien wirkt und dergleichen
mehr. Da ſich Aerzte der Hauptſache nach dieſer Dinge an
nahmen, war es kein Wunder, daß die Verſuche ſo unzweck-
mäßig angeſtellt wurden wie es nur möglich war, daß die wich-
tigſten Umſtände außer Betracht gelaſſen und die Verſuche
mitunter mit einer Naivität angeſtellt wurden, wie man ſie
nur bei völligen Laien vermuten kann. Je laienhafter
jemandes Anſchauungen über Elektrizität und Bakterien ſind,
deſto mehr erwartet er natürlich von der Elektrizität in bezug
auf die Bakterien. Ein ernſthafter Phyſiker würde ſich von
vornherein keine allzu großen Hoffnungen gemacht haben. Und
die Zeit hätte ihm recht gegeben. Verſuche in dieſer Richtung
liegen maſſenhaft vor, meiſt unbrauchbare, aber auch gute.
Dieſe guten haben die magere Erwartung unſeres ſachverſtän-
digen Phyſikers beſtätigt. Hans Friedensthal hat einmal die
Ergebniſſe der Arbeiten zuſammengetragen Arbeiten aus
dem Gebiete der experimentellen Phyſiologie, 1908). Das Er-
gebnis läßt ſich kurz etwa folgendermaßen darlegen:

Der elektriſche Strom iſt nur unter Zuhilfenahme von
Wärme oder durch Bildung antiſeptiſcher Zerſetzungsprodukte
innerhalb der bis jetzt angewendeten Stromſtärken imſtande,
Bakterien zu vernichten; ob bei Ausſchluß von Elektrolyſe und
Wärmebildung überhaupt er imſtande iſt, Bakterien zu ver-
nichten, iſt ſehr fraglich. Die Elektrizität verhält ſich alſo an
ſcheinend geradeſo wie das Licht auch damit wieder die nahe
Verwandtſchaft beider Erſcheinungen nahelegend. Auch das
Licht kann nach bisherigen Erfahrungen nur indirekt, durch
Bildung antiſeptiſcher Subſtanzen, Bakterien vernichten, denn
bei Abweſenheit von Waſſer und Sauerſtoff hat es jede bakte-
rientötende Kraft verloren. Weesbrook fand, daß ſporenhal-
tige Tetanuskulturen nur bei Gegenwart von Sauerſtoff durch
Licht getötet werden, Felz fand trockenes tuberkulöſes Sputum
nach 140tägiger Belichtung noch keimkräftig.

Elektrizität wie auch Licht müſſen, um auf Bakterien wirken
können, erſt eine Umwandlung in Wärme oder chemiſche

aft erfahren. Verſuche müſſen auch in der Richtung darauf
Rückſicht nehmen, daß man die Erwärmung oder Zerſetzung

auch der Alkoholverbraüch zu Trinkzwecken dieſes Jahr etwas
ſtärker iſt als im Vorjahr, darüber täuſchen ſich die einge
weihten Kreiſe nicht mehr, die früheren Höhen wird er nicht
wieder erreichen. Die im vergangenen Jahre noch nachwirkende
Vorverſorgung iſt jetzt ausgeglichen, die erſte Hälfte des ſtati-
ſtitiſchen Spiritusjahres 1910-11 zeigt durchaus die normalen
Verhältniſſe. Und wir Arbeiter können leidlich zufrieden damit
ſein, ſoweit unſere Wünſche nicht noch weiter gehen, und die
völlige Vernichtung der Schnapsliebesgabe herbei-
ſehnen.

Für die erſte Hälfte des Jahres 1910-11, alſo Oktober bis mit
März, ſtellt ſich die Produktion, der Trinkverbraäuch und der
gewerbliche Konſum wie folgt:

Erſtes Halb- in HektoliternJahr Erzeugung Trinkrerbrauch gewerbl. Verbrauch
1910/1911 2576 416 1050062 695 712
1909/1910 2713 280 907 453 995 600
1908/1909 3213272 1313 330 912019
1907/1908 2961 689 1262 786 831 769

Vergleicht man die erſte Hälfte des Jahres 1910-11 mit der
des Jahres 1907-08 damals beſtand noch keine „Störung“
der Schnapsproduktion ſo ergibt ſich ein Rückgang in der
Produktion von rund 415 000 Hektoliter reinem Alkohol. Gegen
das Vorjahr ſind es diesmal bis jetzt bald 147 000 Hektoliter
weniger an Produktion. Der Trinkverbrauch hat von
1907-08 bis 1910-11 die Halbjahre in Vergleich geſetzt um
212 724 Hektoliter abgenommen! Wird beachtet, daß der
fertige Schnaps noch keine fünfzig Prozent Alkohol enthält, ſo
ergibt ſich die ſtaatliche Summe von rund zweiund vierzig
und einer halben Million Liter Schnapös, die in
den ſechs Mongten 19i011 weniger in den Konſum übergingen
als in derſelben Zeit des Jahres 1997-08. Sicher ein gewaltiger
Fortſchritt, der nicht zum wenigſten auf die Arbeit der Sozial-
demokratie zu ſetzen iſt. Und für die Schnapsintereſſenten iſt
es ein gründliches Defizit. Wie wäre es mit einem Orden für
alle die, welche im Jahre mindeſtens einen Hektoliter Schnaps
trinken

Für den denkenden Arbeiter ſind die Zahlen wieder ein An-
ſporn, in der tat kräftigen Boykottierung des
Fuſels nicht nachzulaſſenl

Deutſches Reich.
König Landrat verfügt über das Vereinsgeſetz! Der Land

rat des Kreiſes Witzen hauſen a. d. Werra hat neuerdings
die Polizeibeamten ſeines Kreiſes inſtruiert, daß keine poli-
tiſche Verſammlung länger als bis 10 Uhr dauern
„dürfe“. Eine größere Anzahl von Verſammlungen wurde
auch um 10 Uhr gewaltſam polizeilich geſchloſſen,
auch ſolche, die erſt um 2210 Uhr beginnen konnten. Erſt vor
kurzem wurde der Nachweis geführt, daß es ohne weiteres
gegen das Vereinsgeſetz verſtößt, politiſche Ver
ſammlungen unter die Beſtimmungen über die Polizeiſtunde
zu zwingen. Aber das hat nicht viel zu bedeuten.

Könnte die Halleſche Polizei die Verordnung des Landrats
nicht nachmachen?

Die Zentralorganiſation der Schwarzen. Die Germania
teilt über die zu gründende Zentralorganiſation für die deutſche
Zentrumspartei folgende Einzelheiten mit: Ueber die Grün-
dung hätten ſich jetzt die Landesparteien ſchlüſſig zu machen. Jn
der Beratung des bayeriſchen Zentrumsausſchuſſes ſei prinzi
piell beſchloſſen worden, einer ſolchen Zentralorganiſation für
die deutſche Zentrumspartei beizutreten. Dem bahyeriſchen
Zentralausſchuß habe ein „Entwurf der Satzung der deutſchen
Zentrumspartei“ vorgelegen, der zwölf Paragraphen, meiſt rein
formaler Natur, aufweiſe. Das Statut wahre die volle Selb-
ſtändigkeit der Landesparteien in ihren eigenen Landes-
angelegenheiten. Der zu ſchaffende Reichsausſchuß ſolle pari-
tätiſch durch die Landesparteien gebildet werden. Die Landes-
organiſationen Preußens, Bayerns, Württembergs, Badens
uſw. würden numeriſch in gleicher Stärke im Reichsausſchuß
vertreten ſein.

gieberts Weisheit. Jn Karlsruhe hat der Reſchsberhande
general v. Liebert einen „politiſchen“ Vortrag gehalten, in dem
er nach dem Badiſchen Landesboten ſagte:

Die Sozialdemokratie wäre beſeitigt worden, wenn man
das Sozialiſtengeſetz im Jahre 1890 noch einmal auf zwölf
Jahre verlängert hätte.

O abgrundtiefe Weisheit! Herr v. Liebert ſprach dann
weiter aus, daß der Reichsverband fortan auch „gegen jede
Partei, die mit der Sozialdemokratie ein Bündnis oder ein
Kartell abſchließt“, agitieren werde. Das war ein Wink
für die Fortſchrittler und die Nationalliberalen, die in
Baden ſo ſchön im „Großblock“ mit der Sozialdemokratie
techtelmechteln. Gegen dieſen Vaterlandsverrat gibt der keuſcho
Reichsverband keinen Pardon.

Betriebskrankenkaſſen und Verſicherungsordnung. Dev
Ausſchuß des Verbandes zur Wahrung der Jnereſſen der deut
ſchen Betriebskrankenkaſſen nahm am letzten Sonnabend zu der
Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung der Kommiſſions3
beſchlüſſe Stellung. Jn einer Reſolution wird gegen die Be-
ſchränkung der Betriebskrankenkaſſen und gegen die erſchweren-
den Vorausſetzungen für ihre Zulaſſung „entſchiedener Widerz
ſpruch“ erhoben. Die Betriebskrankenkaſſen hätten ſich „aufs
beſte bewährt“, ſeien „beſonders leiſtungsfähig“ und hätten
große Vorzüge. Das gelte beſonders auch von den kleinen Be
triebskrankenkaſſen, „die häufig mehr leiſten wie große Orts-
krankenkaſſen“. „Vollkommen unannehmbar“ ſei die Feſte
ſetzung, daß Betriebskrankenkaſſen nur zugelaſſen werden ſollen
wenn und ſolange ſie die allgemeine Orts- und Landkranken-
kaſſe nicht gefährden. Die Reſolution verſucht dann mit einem
plumpen Ausfall die „geringere Leiſtungsfähigkeit einer Orts
krankenkaſſe“ „zum guten Teil auf die Art zurückzuführen, wie
ſie verwaltet wird“.

Die Reſolution ſchließt mit folgenden Sätzen:
„Jnsgeſamt bietet die Reichsverſicherungsordnung zwar

manche Fortſchritte in der ſozialen Fürſorge
Demgegenüber legt ſie aber den Erwerbsſtänden, ins
beſondere der Jnduſtrie neue große Laſten auf,
enthält vielerlei Beſchränkungen und Erſchwerungen und in
dem Verſicherungsamt höchſt bedenkliche Entwickr
lungsmög lichkeiten. Obendrein werden die Betriebs
krankenkaſſen weſentlich beſchränkt, ſtark gefährdet und in eine
für alle Zukunft unſichere Lage gebracht. Sollte in
dieſem Punkte nicht noch eine Aenderung erzielt werden, die
den ungeſchmälerten Fortbeſtand der Betriebskrankenkaſſen
ſichert, ſo iſt die geſamte Neuregelung der Verſiche
rungsgeſetzgebung für den Verband unannehmbar.“

Finnland.
Die Verfolgung der Preſſe.

Vor einiger Zeit verlangte der finnländiſche Diktator
v. Seyn, daß die Verlagsgenoſſenſchaft unſeres Tammerforſer
Parteiblattes Kanſan Lehti an Stelle des angemeldeten
Genoſſen Santeri Nuortewa eine „geeignetere“ Perſon
als verantwortlicher Redakteur beſtimme. Dem kam die Ge-
noſſenſchaft natürlich nicht nach, da die Verfaſſung bloß die
Anmeldepflicht vorſieht und dem Generalgouverneur nicht die
Befugnis einräumt, die Redakteure zu „genehmigen“. Nun iſt
der Preßgewaltige von Tammerfors im Auftrage v. Seyns
beim Rathausgericht klagbar geworden. Er verlangt die ge
richtliche Suspendierung des Blattes, da es keinen „Verant-
wortlichen“ habe. Die Genoſſenſchaft wird es auf die Ent-
ſcheidung des Gerichts ankommen laſſen. Mögen die finniſchen
Richter den Beweis erbringen, daß ſie die Landesverfaſſung auch
dann zu verteidigen verſtehen, wenn es ſich um einen Rechts
bruch gegenüber einem Sozialdemokraten handelt.

Serbien.
Serbiſche Miniſter.

Die Skupſchtina beriet am Montag über die Anklage, die von
den Nationaliſten gegen den früheren radikalen Miniſter des
Jnnern Petrovic beantragt worden iſt, weil er am 29. Septem-
ber 1907 die beiden Brüder Novakovic habe er-
morden laſſen. Petrovic begründete ausführlich, daß
die Anwendung der Waffettgewalt, die den Tod der beiden
Novakovic herbeigeführt habe, vollkommen geſetzlich geweſen ſei,

des ſtromdurchfloſſenen Verſuchskörpers ausſchaltet. Das iſt
ſchwer, ebenſo wie es ſchwer iſt, auch nur eine einigermaßen
gute Gleichſörmigkeit der Erwärmung zu erreichen, weil die
einzelnen Teile der Flüſſigkeit, in der man arbeitet, ungleich
ſind, weil die eingelagerten Teilchen und Bakterien Ungleich-
förmiſgkeiten erzeugen, weil durch die aufſteigenden Gasperlen
Schaumbildung eintritt uſw.

Soviel iſt jedenſcalls ſicher, daß der Elektrizität in der bis
her angewandten Form eine große praktiſche Bedeutung bei der
Tötung von Batterien nicht zukommt. Wärme ſowohl wie
Antiſeptita ſind bisher in anderer Weiſe billiger zu beſchaffen
als durch den elektriſchen Strom. Radiogktivität und Röntgen-
ſtrahlen ſehen wir hier nicht als elektriſche Erſcheinungen an;
ihre Wirkung iſt allerdings unbeſtreitbar und höchſt wertvoll.

Der Kampf gegen die Trunkſucht in Auſtralien.
Ueber den ſehr energiſchen Kampf, den man in Auſtralien

gegen die Trunkſucht führt, berichtet Robert Schachner im
Rahmen einer größeren Arbeit, die in den letzten Heften der
Jnternationalen Wochenſchrift für Wiſſenſchaft, Kunſt und
Technik veröffentlich: Wie in England, ſo beſtand in
Auſtralien und Neuſeeland ſchon von jeher eine Strafbeſtim-
mung gegen Trunkſucht. Aber erſt die neuere Zeit hat Geſetze
geſchaffen, die das Uebel ſtärker angreifen; in ihnen wird die
individuelle Freiheit zugunſten der Allgemeinheit, des Glückes
der Familie und der Zukunft der Nation recht erheblich einge
ſchränkt. Und gerade auf dieſem Gebiet hat das Frauenwahl-
recht einen wohltuenden Einfluß gehabt. Die erſte wirkſame
Geſetzgebung gegen die Trunkſucht hat Neuſeeland 1893 und
1895 geſchaffen, während Neu-Südwales 1905 und Viktoria 1906
folgten. Jn dieſen Geſetzen iſt ganz allgemein der Ausſchank
alkoholiſcher Getränke am Sonntag verboten; außerdem wird
für die einzelnen Wahlbezirke bei den allgemeinen Parlaments
wahlen über die völlige Aufhebung, die Herabſetzung odex denFortbeſtand der Wirtſchaftsbetriebe abgeſtimmt. Zur inter-

drückung des Ausſchanks geiſtiger Getränke in den einzelnen
Wahkbezirken iſt eine Majorität von drei Fünfteln der im Be
zirk abgegebenen Stimmen erforderlich. Außerdem müſſen in
Viktorig 30 Prozent aller Wähler mindeſtens ſich beteiligt
haben. Die abſolute Mehrheit genügt, die Einſchränkung der
Zahl der Schankwirtſchaften in die Wege zu leiten. Von
68 Wahlbezirken iſt bis jetzt nur in ſechs jeder Alkoholverkauf
verboten. Jn 14 iſt die Herabminderung der Schankſtellen er-
reicht. Die erſten Abſtimmungen in Viktorig und Neu-Süd-
wales haben zu einer erheblicheren Verminderung der Schank-
wirtſchaften, aber zu keinem Ausſchankverbot geführt. Freilich
iſt der Erfolg dieſer Antialkoholbewegung bisher auch in Neu-
Seeland, das das älteſte Geſetz hat, noch nicht ſehr bemerkbar
geworden der Konſum von Bier iſt vielmehr in den 10 Jahren
von 1898 ab um 1,723, von Wein um 0,138, von Likör um 0,013
Gallonen (42 Liter) pro Kopf der Weißen geſtiegen. Die
öffentliche Trunkenheit iſt zurückgegangen, aber der heimliche
Trunk hat ſich gehalten. Es iſt deshalb auch vorgeſchlagen
worden, in den Bezirken, in denen jeder Alkoholverkauf ver
boten iſt, auch den Haustrunk zu verbieten. Aber bis jetzt hat
dieſer Vorſchlag keinen Erfolg gehabt. Der Verſuch, ganz Neu
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Seeland alkoholfrei zu machen, wird jedenfalls in nicht zu
ferner Zeit im Parlament eine Majorität finden, da die An-
zahl der Anhänger der Bewegung in ſtändigem Wachstum iſt.
Jm Anſchluß an dieſe Geſetzgebung iſt auch die gegen Spielen
und Wetten wichtig, und man wird den Erfolg dieſer Be
mühungen noch beſchleunigen, wenn man das Bildungsweſen
beſſert und Vergnügungen ſchafft, die dem Aufenthalt in den
Schankwirtſchaſten ganz von ſelbſt Abbruch tun; namentlich
durch Hebung des Bibliothekweſens und Veredlung des Sports
und durch Schaffung guter Volksbühnen glaubt man den Kampf
gegen den Alkohol noch erfolgreicher führen zu können.

Die Länge der Erdzeitalter.
Ueber dieſes intereſſante Thema veröffentlicht Dr. Theodor

Arldt in Heft 14 der Natur, Zeitſchrift der Deutſchen
Naturwiſſenſchaftlichen Geſellſchaft, einen längeren Aufſatz,
dem wir folgenden kurzen Auszug entnehmen: Wenn in der
Nacht vom wolkenloſen Himmel Tauſende von funkelnden
Sternen ihre zu uns herabſenden, wenn flimmernd
ihre Strahlen durch die klare Luft zittern, dann befällt manchen
Menſchen ein andächtiges Staunen, der ſonſt der Natur fremd
gegenüberſteht; die ſtille Größe dieſes Anblicks wirkt mächtiger
auf ihn als das wechſelvolle Getriebe der irdiſchen Welt, mag er
nun im Vollbeſitze aller Kulturerrungenſchaften der Gegenwart
ſich erfreuen oder fern von allen ihren oft ſo „zweifelhaftenSegnungen ſein Leben friſten. Natur- und Huick“erölter haben
beide den mächtigen Eindruck des geſtirnten Firmaments ver-
ſpürt, wenn auch in verſchiedener Weiſe. Der eine erfreut ſich
an dem glitzernden Scheine der himmliſchen Lichter, die wie
Brillanten aus dunklem Sammet hervorglänzen, der andere
ſchaut mit ängſtlicher andachtsvoller Scheu empor zu den ge
heimnisvollen Weſen da droben, deren Schein in undurchdring-
liches Dunkel gehüllt ſcheint und in denen er darum göttliche
Gewalten vermutet. Dem Dritten weiſt auf einſamer Steppe,
im Wüſtengebiet, auf wogender See der Sterne mildes Licht
getreu den Weg, ein anderer ſucht den Pfad aus ihnen herans
zuleſen, den er oder ſeine Mitmenſchen in Zukunft wandeln
ſehen. Eine ganze Wiſſenſchaft hat er ſo an ihr Sein geknüpft,
die freilich als eitel Trug ſich erweiſen ſollen. Aber aus ihren
verfallenden Ruinen erhob ſich ſiegreich wahres Wiſſen, und
wahrhaft Wiſſende ſchauen jetzt zu vielen Tauſenden empor zum
Himmel, die einen, um mit ihren Rieſenrohren, mit ihrer
Kamera und mit ihrem lichtſpaltenden ſpektroſkopiſchen Appa
rate immer tiefer in die Geheimniſſe da droben einzudringen,
die anderen, um von dem Geſchauten geiſtige Fäden fortzu-
ſpinnen, die in enger Verſchlingung fortführen zu dem, was
uns allen ſo teuer iſt, zum Menſchenleben, zum Menſchen
bewußtſein ſelbſt. Ja, da droben am geſtirnten Himmel
können wir in Flammenſchrift eine Geſchichte geſchrieben ſehen.
Nicht aſtrologiſche Weisheit kann ſie uns geben, nein, ſie zeigt
uns das Leben, die Entwicklung eines weit mächtigeren Weſens:
unſerer mütterlichen Erde älteſte Geſc e leſen wir von ihren
Blättern ab. Nebeneinander ſehen wir da droben Welten in
allen möglichen Altersſtufen, wie unſere Erde ſie durchlief und
wie ſie ihr in Zukunft noch bevorſtehen. c
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R grt terrditse weite aigt haus vewariigt werben ennen
habe auch berechtigter Grund zu der Annahme beſtanden,

daß M.lan Novakovic, ein unverſöhnlicher Gegner des neuen
Regimes, durch eine Revolte in der Belgrader Polizeipräfektur
einen Umſturz habe herbeiführen wollen. Petrovic ſchloß, er
habe direkte Befehle nur dem Präfekten, nicht den Gendarmen
gegeben. Die Ermordung der beiden Novakovic habe er nicht
gewünſcht. Der Nationaliſt Ribarac verwies auf eine Ent
ſcheidung des Gerichts, die die Anwendung von Waffengewalt
für ungeſetzlich erklärt. Es liege nichts als ein gemeiner
Mord vor.

Türkei.
Die Kriſe in der jungtürkiſchen Partei.

Meldungen aus Konſtantinopel zufolge wird das jung
türkiſche Komitee in Saloniki in ſeinem Gutachten, welches im
Laufe dieſer Woche veröffentlicht worden wird, jede Abände-
rung ſeines Programms ablehnen, ſo daß keiner der zehn Ar
tikel, die von der Gruppe der Diſſidenten vorgeſchlagen wor
den ſind, zur Annahme gelangen wird. Jnfolgedeſſen dürfte
der bisher angewendete Bruch zwiſchen Jungtürken und Diſſi-
denten neuerdings zutage treten und möglicherweiſe ernſtere
Formen annehmen. Man glaubt, daß Kriegsminiſter Schefket
Paſcha nur dieſen Augenblick abwartet, um energiſch einzu
greifen. Der Hauptführer der Diſſidenten Sadik hat Kon-
ſtantinopel verlaſſen; hierdurch iſt die befürchtete Miniſterkriſe
obgewendet worden.

Die Kämpfe in Albanien.
Von Hoplanuc wird ein neuer blutiger Kampf gemeldet,

deſſen Ausgang noch unbekannt iſt. Es kämpfen dort 8000
Mann türkiſche Truppen gegen die Aufſtändiſchen. Bei Plave
haben türkiſche Soldaten zwei Dörfer verbrannt. Es
gab mehrere Tote. Albaneſiſche Rebellen haben die Militär-

poſten von Beleguols und Guſſigne, ſowie zwei andere mit
Bomben angegriffen. Nach den bedrohten Plätzen wurden
Truppenverſtärkungen geſchickt. Bei Kaſtrati haben neue Zu-
ſommenſtöße mit ernſtlichen Verluſten ſtattgefunden. Ein
Lager, in dem zwei Bataillone kampierten, wurde mit Dynamit
in die Luft geſprengt. Genaue Jnformationen ſind
wegen der Unterbrechung der Verbindungen unmöglich.
Türkiſche Truppen werden im Vilajet Skutari an allen ſtra-
tegiſch wichtigen Punkten konzentriert, um, wenn es nötig iſt,
vach der montenegriniſchen Grenze dirigiert werden zu können.

Mexiko.
Neue Kämpfe.

Obwohl offiziell der Waffenſtillſtand in Mexiko fortdauert,
treffen aus allen Teilen des Landes Nachrichten über
neue Unruhen ein, die, wie angenommen wird, ohne Wiſſen
Maderos ſtattfinden. Die Provinzhauptſtadt Durango wurde
von den Jnſurgenten erobert. Die mexikaniſchen
Bundestruppen ſind von den bedrohten Orten abge-
ſchnitten, da die Rebellen die längſte Stahlbrücke der Zen-
tralbahn in der Nähe von Aguas Calientes geſprengt haben.

40 Kilometer von Puerta Cuervas haben die Jnſurgenten
einen Eiſenbahnzug angegriffen. Dabei wurde der ehemalige
portugieſiſche Konſul in Mexiko ſowie ein Japaner, zwei
andere Paſſagiere und der Heizer des Zuges getötet. Die
Rebellen haben Torreon angegriffen und ein Gefecht in der
Nähe von Mazatlan gehabt. Der Friedenskommiſſär iſt durch
ein Telegramm des Präſidenten Diaz auf ſeinem Wege zu dem
Jnſurgentenführer Madero zurückberufen worden.

Die Friedensverhandlungen.
Die Aufſtändiſchen haben Franzisko Gomez, Franzisko

Madero und Joſé Suarez' zu Friedenskommiſſaren
ernannt. Sie verlangen Teilnahme an den Regierungsgeſchäf-
ten und Ernennung einiger Revolutionäre zu proviſoriſchen
Gouverneuren für die Zeit bis zur Vornahme der ordentlichen
Wahlen.

Jn einer Petition, die von tauſend Studenten
unterſchrieben iſt, wird Diaz erſucht, abzudanken. Er
verweigert jede Antwort. Dagegen weiß die Neuyorker Zeitung
Sun zu melden, daß Dia z und ſein Finanzminiſter Liman
tour ſofort nach Unterzeichnung des Friedensvertrages zu
xücktreten würden.

China.
Der Aufruhr in Hongkong.

Paris, 3. Mai. New York Herald meldet aus Hong-
kong: Jnfolge der jüngſten Unruhen ſind über 100 Auf-
rührer geköpft worden. Augenblicklich herrſcht „Ruhe“.
Der Vizekönig ſei Herr der Situation und empfiehlt der Be-
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völkerung ſich ſtill zu verhalten n Kanton ſind zum
Schutze der Europäer außer dem deutſchen Kanonenboot Jltis
zwei engliſche Kanonenboote, zwei engliſche Torpedoboote, des-

zwei amerikaniſche Kanonenboote und ein portugie-
iſches Kanonenboot eingetroffen.

Aus der Partei.
Der Zehnpfennig-Wochenbeitrag.

Die Kreisgeneralverſammlung des Wahlkreiſes Zül lich a u
Kroſſen beſchloß nach einem Referat des Kandidaten, Ge
noſſen Grauer-Lichtenberg, die Einführung eines Wochen-
beitrages von 10 Pfg. und eines ſolchen von 5 Pfg. für die
Frauen. Die Delegierten dieſes rein ländlichen Wahlkreiſes
bekundeten, daß im ganzen Kreiſe eine lebhafte Kampfes-
ſtimmung vorhanden ſei.

Gemeindewahlſieg.
Der Gemeinderat in Voigtsberg bei Oelsnitz behält ſeine

ſozialdemokratiſche Mehrheit. Am Sonntag fanden die Erſatz
wahlen zum Gemeinderat ſtatt, der länger als drei Monate
beſchlußunfähig war, nachdem die fünf ſozialdemokratiſchen
Gemeinderatsmitglieder auf Beſchluß einer Einwohnerver-
ſammlung ihre Aemter niedergelegt hatten. Die fünf Sozial-
demokraten wurden wiedergewählt und damit iſt die ſozial-
demokratiſche Mehrheit wieder hergeſtellt.

Gewerkſchaftiiches.
Der Holzarbeiterverband im Jahre 1910.

Der Vorſtand des Holzarbeiterverbandes veröffentlicht ſo-
eben den Jahresabſchluß für 1910, aus dem ſich ergibt, daß der
benannte Verband auch im Vorjahre wieder einen gewaltigen
Schritt vorwäris getan hat. Der Verband zählte am Jahres-
ſchluß 165 042 Mitglieder, davon waren 5040 weibliche und 613
jugendliche. Das iſt gegen das Vorjahr ein mehr von 100985
männlichen, 1856 weiblichen und 444 jugendlichen Mitgliedern.
An Neugaufnahmen waren 49 771 zu verzeichnen. Da die wirk-
liche Mitgliederzunahme nur 13 215 beträgt, ſind 36 556 Mit-
glieder durch Austritt, Todesfall oder Streichung dem Ver-
bande wieder verloren gegangen. Dieſe Zahlen beweiſen zwar,
daß die Fluktugtion der Mitglieder ſtetig abnimmt, die Zahl
derer, die den Verband nur als Durchgangsſtation benutzen,
iſt aber immer noch recht groß. Der Holzarbeiterverband iſt
ein Jnduſtrieverband, er umfaßt 20 Berufe und hat
160 000 Mitglieder.

Die Kaſſen verhältniſſe des Verbandes haben gleich-
falls eine erfreuliche Verbeſſerung erfahren. Das Vermögen
der Hauptkaſſe ſtieg im BVerichtsjahre von 1977 235 auf
2917 132 Mk., alſo um 939 896 Mk., dazu die Beſtände der Gau-
und Lokalkaſſen, ergibt ein Geſamtvermögen von 4606 117 Mk.
Die Geſamteinnahmen und Ausgaben balanzieren in der
Jahresrechnung mit 9341 550 Mk. Von den Einnahmen ſind
zu erwähnen: 8883 008 Mk. Mitgliederbeiträge, 75 082 Mk.
Zinſen und Kapitalien und 593 379 Mk. Extrabeiträge. Die
Fanfaren des Arbeitgeberſchutzverbandes der Holzinduſtrie zu
Anfang vorigen Jahres, durch die die Holzarbeiter veranlaßt
wurden, dem Kampffonds größere Mittel zuzuführen, hat alſo
eine günſtige Wirkung ausgeübt und der Verbandskaſſe ein
größers Plus gebracht. Der Reſt der Mehreinnahme dürfte
auf Konto der ſeit Juli 1910 durchgeführten Beitragserhöhung
zu ſetzen ſein. Von den Ausgaben ſind aufzuführen:

Reiſeunterſtützung 104 389Arbeitsloſenunterſtützung 665 999
Krankenunterſtützung 579 314
Gemaßregeltenunterſtützung 39 383
Unterſtützung in Sterbefällen 51782.

Dieſe Beträge bewegen ſich ungefähr in der gleichen Höhe
wie im Vorjahre. Eine Ausnahme macht nur die Streikunter-
ſtützung, die im Berichtsjahre 905 336 Mk., alſo nahezu eine
Million erforderte. Das iſt gegen das Vorjahr ein Mehr von
331 186 M. Freilich brachte das Jahr 1910 dem Holzarbeiter-
verbande auch mehr Lohnbewegungen als eines der Vorjahre.
Wurden doch 1174 Bewegungen mit 106 011 Beteiligten durch-
geführt, und zwar waren 338 Angriffsſtreiks, 126 Abwehr-

ſtreiks, 40 Ausſperrungen, 608 Angriffe ohne Streiks und
62 Abwehrungen ohne Streils zu zählen. Als Erfolg dieſer
Bewegungen iſt zu verzeichnen für 51 161 Perſonen eine durch-
ſchnittliche Arbeitszeitverkürzung von 1,7 Stunden pro Woche
und für 87386 Perſonen eine durchſchnittliche Lohn-
erhöhung von 1,84 Mk. pro Woche. Das in Mitgliederbeiträgen
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aufgebrachte „Kapttal“ hat alſo den Holzarbeitern reichriche
Zinſen getragen.

Neue Differenzen auf den Seeſchiffswerften.
Die Situation auf den Hamburger Seeſchiffswerften ſpitzt

ſich wieder zu. Als im Vorjahre der große Kampf auf den
deutſchen Seeſchiffswerften beendet wurde, nahmen die Werft-
arbeiter an, daß die Werftbeſitzer ihren gegebenen Ver-
ſprechungen auch nachkommen würden. Nach den getroffenen
Abmachungen ſollten die beſtehenden Einſtellungslöhne feſt
geſtellt und um zwei Pfennig pro Stunde aufgebeſſert werden.
Die Werftbeſitzer legten das ſpäter ſo aus, daß die 107 beſtan-
denen Einſtellungslöhne hierfür die Grundlage bilden ſollten.
Hierüber herrſchte in den Kreiſen der Arbeiter begreifliche Er-
regung und ſie verlangten wie das auch gar nicht anders
aufzufaſſen iſt daß die zur Zeit des Ausbruchs des Kampfes
beſtandenen Einſtellungslöhne bei der Berechnung in Rechnung
geſtellt werden ſollten.

Wegen der Akkordpreiſe war bei den zentralen Verhand-
lungen beſtimmt worden, daß dieſe vereinbart und derartig
feſtgelegt werden ſollten, daß dabei entſprechend über den
Stundenlohn verdient werden kann“. Aber anſtatt, daß die
Werftsbeſitzer die Akkordſätze den Vereinbarungen gemäß er-
höhten, wurde in vielen Fällen eine erhebliche Kürzung der'
Akkordpreiſe vorgenommen. Auch wegen der Bezahlung für
die Nachtſchichten ergaben ſich Differenzen. Die Arbeiter der
Hamburger Werften verlangten nach Beendigung des Kampfes
den Zuſammentritt einer Verhandlungskommiſſion um über
eine Reihe weiterer Streitpunkte eine Verſtändigung zu ſuchen.
Während für die anderen Werftorte eine ſolche Kommiſſion
von den Unternehmern ohne weiteres anerkannt wurde, ver-
weigerte man ſie für Hamburg.

Erſt nachdem ſich die Situation äußerſt kritiſch geſtaltete und
die Organiſationsvertreter erklärten, jede Verantwortung für
die Folgen ablehnen zu müſſen, wenn die Werftbeſitzer bei ihrer
Ablehnung verharren würden, bequemten ſich die Unternehmer
endlich dazu, der Bildung der Kommiſſion zuzuſtimmen.

Die Verhandlungen der Hamburger Ortskommiſſion ſind
nun aber vollſtändig ergebnislos verlaufen. Die Unter-
nehmer haben ſich hinter allerlei Ausreden verſchanzt.

Die von den Arbeitervertretern gewünſchte Höhe der Ein-
ſtellungslöhne haben die Werftbeſitzer rund abgelehnt und die
Akkordpreiſe als angemeſſen bezeichnet. Auch alle anderen
Wünſche der Arbeiter ſind un berückſichtigt geblieben.

Jn zwei ſtark beſuchten Verſammlungen der Werftarbeiter
aller Branchen erſtatteten die Vertreter der Ortskommiſſion
Bericht. Nach einer teilweiſe erregten Debatte fand eine Reſo
lution Annahme, in der von den ergebnisloſen Verhandlungen
Kenntnis genommen und die Organiſationsleitungen aufge
fordert werden, eventuell erforderliche ſchärfere Maß
nahmen vorzubereiten. An den Werftbeſitzern wird es nun
liegen, den berechtigten Beſchwerden abzuhelfen. Geſchieht das
nicht, ſo wird die Situation gefährlich. Teilweiſe wurde in
den Verſammlungen entſchieden verlangt, ſofort weitere Maß
nahmen zu ergreifen.

Schwäche, Schlafloſigkeit,
Appetitmangel leidet,

dem ſeien nachſtehende Mitteilungen zur Beachtung empfohlen:
„Durch die herrlichen Erfolge an meiner bleichſüchtigen

Tochter und an einer kränklichen ſchwachen Kollegin bin ich ein
warmer Werber für Jhren Lamſcheider Stahlbrunnen ge-
worden.“ „Jch bin 122 Jahr ſehr krank geweſen. Jch konnte
nicht eſſen, nicht ſchlafen, hatte Schmerzen im Rücken, Stuhl
verſtopfung, Kopfſchmerzen, groß Nervenſchwäche, große Blut
armut und Geſchwülſte in den Gelenken; ich habe nie gedacht,
daß ich jemals wieder geſund werden würde. Und doch, wie
ſchnell kam meine Geſundheit wieder.“ „Jch hatte fürchter
liches Reißen in allen Gliedern, nervöſe, ſchlafloſe Nächte und
große nervöſe Magen- und Darmbeſchwerden. Mißſtimmung
und Verdrießlichkeit brachten mich ſo weit, daß ich die Luſt am
Leben verlor. Nach Verbrauch dieſes köſtlichen Lamſcheider
Stahlbrunnens iſt es anders geworden mein Appetit iſt gut,
die Schmerzen haben nachgelaſſen, ich gehe geſtärkt, mache leichte
Gartenarbeit und ſchlafe ausgezeichnet. Bitte nehmen Sie
Notiz in unbeſchränktem Maße zum Wohle der leidenden
Menſchheit.“ Ausführliche Mitteilungen über Kurerfolge,
Anwendungsgebiet und Bezug des Brunnens koſtenlos durch:
Lamſcheider Stahlbrunnen in Düſſeldorf O. 153.
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Tagespreiſen.Werhancd der Fahrikarheſter Dei zchlante, 5 e falle d. J

Bureau: Harz 42/43, II. Geschäſtszeit von III Uhr vorm. u. 5-7 Ubr nachm. Pol. Nr. 2766.
Sonnabend, den 6. Mai, abends “/29 Uhr, findet im „Volkspark“ eine

ſtatt. Tagesordnung:1. Die ſich notwendig machende Anſtellung eines beſoldeten Hilfstaſſierers

Ausserordentliche General-Versammlung

für den Diſtrikt Ammendorf und eventl. Wahl desſelben.
2. Stellungnahme zur Volkspark- Ange en
3. Verbands- Angelegenheiten und V

jeden, unter allen Umſtänden zu erſcheinen.
Einem zahlreichen Beſuch ſieht entgegen

Verſchiedenes.

Kollegen und Kolleginnen! Jn Anbetracht der wichtigen Tagesordnung iſt es Pflicht eines
o Ohne Mitgliedsbuch kein Zutritt! Wo

Die Ortsverwaltung.

GeroseciSonntag d. 7. Mai o nachm. 3 Uhr V im neuerbauten
Gartenlskal „Zur nsel! Helgoland

weite Volks Verſammlung
Referent: Dr. Bernstein- Berlin.

Hierzu werden alle über 18 Jahre alten Perſonen eingeladen.

Der Vinberufer.Eintritt 10 Ptg.

r Arbeiter Radfahrer Verein

S valle g. 6. ind üngegenn.

(Mitglied des Bundes „Solidarität“.)

Unſere diesjährigeGau Ausfahrt
findet zu Pfingsten nach BF Teitz W ſtatt.

Mitglieder welche ſich daran betei iligen wollen und Nacht-
quartier wünſchen mögen ſich bis zum 15. Mai mündlich oder

Vorſitzenden G. Seeger Sternſtraße 7 III, odbeim Kaſſierer Peter Mahblburg, Schillerſtraße 25, melden. Auch

ſtraße 11, zum Einzeichnen aus. erVerſammlungen J jeden e vor
Streicher, vor dem im „Volkspar

ſtatt. Neuanmeldungen werden in jeder Verſammlung, ſowie bei
den oben genannten Vorſtandsmitgliedern jederzeit entgegengenommen.
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ſei die ſoeben im Verlage der Volksbuch-hanbing, Halle, erſchienene Broſchüre vom

Arbeiterſekretär Friedrich Kleeis empfohlen:

Re bopulpolitit

der 6b,iuldemolratie.

Ousesotoor? J

kür

k.

Vertreter
Kalle und Vmgegend

kherwien à (0., Halle.
Fernsprecher 1367.

Gerade über die Sozialpolitik der Sozialdemokratie herrſcht
noch in den weiteſten Kreiſen der Arbeiterſchaft Unklarheit.
Da bei den nächſten Wahlkämpfen das Märchen von der
Feindſeligkeit der Sozialdemokratie der Sozialgeſetzgebung
gegenüber jedenfalls reichlich kolportiert wird, iſt es not-
wendig, daß ſich jeder Arbeiter über dieſes Gebiet orientiert.

Die wertvolle Schrift koſtet uur D5 VPfennige.

Untenſtehenden Beſtellſchein bitten ausgefüllt an den Aus-
träger abzuliefern, der die Brofchäve ſchnellſtens beſorgt.

d 09 Beſtellſchein

auf 1 Exemplar
Die 6ozialpolitik der Sozialdemokratie

von Fr. Kleeis, zum Preiſe von 28 Pfg.
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Umgegend zur Nachricht, daß ich am Donnerstag den 4. Mai ein

Für Hausbedarf und Wäsche
ist Elfenbein Seife mitFlilchiGeschäfſt

verbunden mit r Butter- und Eier- Handlung We
eröffne. Es wird mein Beſtreben ſein, meine Kundſchaft aufs beſte
mit guter Ware zu bedienen.

Um gütigen Zuſpruch bittet
hochachtungsvoll

Josef Grosse, Radewell, Taistrasse 4 a.

waren-,

geschäft zu haben.

„Eleſfant“ überall beliebt.
In fast jedem Kolonial-

Seifen- u. Drogen-

Bürsten, Besen, Pinsel, Oskar häniche,
Narkttaschen, Narktnetze, chävcheleinen Nikolaistrasse 4.

vorm. Aug. Groß, jetzt A. Jähnig. Sämtl. i. Halle a. S.

Ware, mit welcher 6ie nicht zufrieden ſein
ſollten, nehme ſofort ohne weiteres zurüd.
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1. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 103
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Deutſcher Reſchsta g.

164. Sitzung. Dienstag, den 2. Mai, nachmittags 2 Uhr.
Präſident Graf Schwerin-Löwitz heißt die Abgeord

neten nach wer e S Pauſe herzlich willkommen
un gedenkt des Todes des Fürſten von Schaumburg Lippe.
(Die Abgeordneten haben ſich von den Plätzen erhoben.)

Auf der Tagesordnung ſteht die erſte Beratung des
Einführungsgeletzes

zur Reichsverſicherungsordnung.
Staatsſekretär Delbrück: Das Einführungsgeſetz und das

Geſetz betr. die Aufhebung des Hilfskaſſengeſebes ſind not-
wendige Folgen der Reichsverſicherungsordnung. Das Ein-
führungsgeſetz zur Reichsverſicherungsordnung ſchafft Ueber-
gangsbeſtimmungen für die Zeit des Wechſels der geſetzlichen
Vorſcheiſten. Zunächſt beſtimmt es den Termin des Jntraſt-
tretens der neuen Veſtinmungen, zum Teil wird ein Termin
in Geſetz feſtgeſeht, zum Teil wird ſeine Feſtſetzung einer
Bundesratsverordnung überlaſſen. Für die Hinterbliebenen
verſicherung wird der 1. Januar 1912 eingeſetzt werden müſſen,
nachdem das Holltarifgeſetz entſprechend abgeändert iſt; aber
die Hinterbliebenenverſicherung wird am 1. Januar lhl2 nur
dann in Kraft treten können, wenn die Reichsverſicherungs-
ordnung ſelbſt erheblich früher erledigt iſt.

Abg. Trimborn (Ztr.): Jn den erſten Jahren wird das
Einführungsgeſetz von größerer Bedeutung ſein das Haupt-
geſetz und deshalb beantrage ich, es an eine Kommiſſion zu
verweiſen. Wenn die Hinterbliebenenverſicherung am 1. Ja-
nuar 18912 in Kraft treten ſoll, wird die Reichsverſicherungs
orönung ſchon erheblich vorher erledigt ſein müſſen das iſt
eine ernſte Mahnung für unſere Arbeiten. Es wird darauf
Rückſicht zu nehmen ſein, daß die Hinterbliebenenverſicherung

zum 1. Januar 1910 verſprochen wax, und in gewiſſein Umfang wird ihr eine rückwirkende Kraft beizulegen
ſein. (Sehr richtigl im Zentr.) Jn bezug auf die Kranken-
kaſſenbeamten müſſen wohlerworbene Rechte geſchont werden,
aber die Unterſtellung der bisherigen Beamten unter die neue
Dienſtordnung erſcheint mir wenigſtens prima vista (auf den
erſten Blick) unbedenklich und im vorhinein zur Umgehung
des kommenden Geſetzes geſchloſſene Verträge werden wir
nicht als mit bona fides (gutgläubig) geſchloſſene anerkennen.
(Zuſt. im tr.)

Abg. Schickert (Ekonſ.): Zu der Anregung, der Hinter-
bliebenenverſicherung rückwirkende Kraft beizulegen, haben
meine Freunde noch keine Stellung genommen, doch glaube ich,
daß ſie ihr aus finanziellen Erwägungen nicht werden zu-
ſtimmen können. Verträge, die von den bisherigen Kaſſen
v fraudem legis (zur Umgehung des Geſetzes)
geſchloſſen ſind, können wir nicht reſpektieren,, und un
angemeſſen hohe Bezüge von Kaſſenangeſtellten können eben-
e s nicht ungekürzt bleiben, doch wünſchen meine

reunde, daß in jedem einzelnen Falle mit Rückſicht und Scho
nung vorgegangen werde. Zuſtimmung rechts.)

Abg. Hoch (Soz.)
Die Beſtimmungen des Einführungsgeſetzes, welche die Ver-

hältniſſe der bisherigen Kaſſenangeſtellten regeln, ſind von
rer r Bedeutung, ſie bringen etwas neues, noch nie

Dageweſenes in die Geſetzgebung hinein, es ſoll ohne
jeden zwingenden Grund das geſchehen, was ſonſt nur in revo-
lutionären Zeiten als

ein Akt der Revolution
durchgeführt wird, nämlich die Entzichung wohlerworbener
Rechte. Eine Begründung dafür, daß wohlerworbene Rechte
ohne jede Entſchuldigung entzogen werden ſollen, iſt nirgends
gegeben. Es handelt ſich dabei um die

Aufhebung eines Rechtsgrundſatzes nach bürgerlicher
Anſchauung,

der bisher als erſter Grundſatz der Staatserhaltung gegolten
hat. Alle Juriſten, die ſich mit dieſer Frage beſchäftigt haben,
fönnen es gar nicht begreifen, wie die Regierung zu einem
ſolchen Vorſchlag gekommen iſt. Ein ſo reaktiongrer Juriſt,
wie Profeſſor Zorn um von anderen ganz zu ſchweigen
erklärt es für die ſelbſtverſtändliche Pflicht einer jeden Regie-
rung, die Staatsbürger nicht bloß gegen rechtswidrige Hand-

lungen zu ſchützen, ſondern ſich ſelbſt jeden ungeſetzlichen Ein-
griffs in das Eigentum und die Rechte der Stagatsbürger zu

enthalten. Und ungeſetzlich iſt dieſer Eingriff; denn die
Verträge ſind geſchloſſen auf Grund der Geſetze und im Ver

auf die Geſetze. Deshalb dürfen die wohlerworbenen
Rechte

nicht ohne Entſchädigung entzogen
werden. (Sehr richtigl b. d. Soz.) Dieſer Grundſatz iſt hier
auch ſtets anerkannt worden. Jch erinnere an das Geſetz, durch
welches die Privat-Poſten aufgehoben wurden, ferner an das
Verbot der Phosphorzündhölzer; erſt kürzlich beſchäſtigte man
ſich in dieſem Hauſe bei der Wertzuwachsſteuer mit der Be-
ſteuerung der Landesfürſten und da erklärten dieſelben Herren,
welche jetzt den Kaſſenbeamten ihre Rechte nehmen wollen,
die Fürſten müßten ſteuerfrei bleiben aus ſtaatsrechtlichen

Gründen.
Bei den Kaſſenbeamten haben ſie ſtaatsrechtliche Be
denken dagegen nicht. Bei der Einführung des preußiſchen
Einkommenſteuergeſetzes wurden an die „Reichsunmittelbaren“
ſehr erhebliche Entſchädigungen gezahlt, weil ihre wohlerwor-
benen Rechte geſchädigt wurden. Bei den Kaſſenbeamten, die
ja nur gewöhnliche einfache Menſchen ſind, ſetzt man ſich dar-
über hinweg. Dieſes Vorgehen der Regierung iſt ſo unge-
heuerlich, daß ſelbſt ein Mann wie der Amtsgerichtsrat Hahn
die Frage aufgeworfen hat, wie es möglich ſei, daß eine ſolche
Geſetzesvorlage gemacht wird, und er macht für die Herren
Geheimräte

das Privilegium der Dummheit geltend
und meint, ſie überſähen die Tragweite ihrer Handlungen
nicht. Jch meine aber, die Herren wußten ſehr wohl, was ſie

taten, ich glaube gar nicht, daß es ihnen mit dieſer Beſtim
mung ernſt iſt, ich ſehe darin nur

ein abgekartetes Spiel,
die Regierung ſoll einen ſolchen Vorſchlag machen, und dann
werden die bürgerlichen Parteien ſich als die Verteidiger der
bürgerlichen Rechte hinſtellen und eine kleine Entſchädigung
ubilligen. (Widerſpr. im Zentr.) Jawohl, Herr Kollege
ecker, in dem langen Sommer, in dem ich mit Jhnen zu-ſammen gearbeitet dabe, habe ich gelernt, auch an ſolche Dinge

zu glauben. Wenn meine Vorausſetzung richtig iſt. und
darin beſtärken mich die ungenügenden Entſchädigungsanträge,

die in der Kommiſſion gert ſind, ſo muß ich doch betonen,
mit Entſchädigungen ſind nur Einzelperſonen abzufinden, hier
aber dreht es ſich nicht nur um Anſprüche und Rechte der

in Betracht kommenden Perſonen, ſondern um die Leiſtungs
fähigkeit der Krankenfürſorge,

um das Selbſtverwaltungsrecht der Arbeiter,
darum, ob die Krankenfürſorge weiter ausgebaut und ver-

beſſfert oder heruntergedrückt werden ſoll. (Lebh. Sehr richtig!
b. d. Soz.) Und wenn eine Entſchädigung für die Kaſſen
beamten ausgeſprochen wird, wer ſoll ſie bezahlen Die Regie
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rung wird ſagen, das ſollen die Kaſſen tun. Liegt denn aber
irgendein Grund zu ſolcher Maßnahme vor. Die Regierung,
der Staatsſekretär, Herr Trimborn und Herr Schickert hätten
doch die Pflicht gehabt, den Nachweis zu erbringen, daß eine
Not wendigkeit vorliegt,

die Kaſſen zu entrechten,
ſie zu bevormunden und ihnen ihre Beamten zu nehmen. Jn
der Kommiſſion iſt Herr Becker äls Wortführer ſeiner Partei
aufgetreten und ſagte, er hätte wohl Material, er wolle es
aber erſt im Plenum vorbringen. Jm Plenum ſagt jetzt Herr
Trimborn, das ſind Einzelheiten, das werden ſie erſt ſpäter
vorbringen. Bei ſo ungeheuerlichen Dingen iſt man verpflich-
tet, das Material vorzubringen. Aber ſie haben kein Material
und vrücken ſich deshalb von einem Tage zum andern. (Lebh.
Zuſt b. d. Soz.) Sie müſſen ja fürchten, wenn Sie mit Jhren
Schauergeſchichten kommen, daß wir in jedem einzelnen Falle
die Unwahrheit nachweiſen, und deshalb wagen ſie nicht, mit
der Sprache herauszugehen. (Sehr richtig! b. d. Soz.) Was
hat denn die Regierung für Material vorgebracht? Nur die
Vertröge die hier und da in der Preſſe wiederholt ſchon be-
ſprochèn ſind. Zu meinem Bedauern hat Herr Trimborn auch
heute die Hand dazu geboten gewiſſe Lügennachrichten über
dieſe Verträge zu unterſtühen, denn er ſprach von Verträgen,
die in böswilliger Abſicht, um

„dei Geſehbe ein Schnippchen zu ſchlagen“,
geſchloſſen ſind. Die Verträge reichen bis zum Jahre 10900
zurück. Damals hat bereits Regierungsrat Dr. Hoffmann,
der einflußreichſte Mann in dieſen Dingen er iſt viel ein-
lußreicher als die Herren auf dem Weiniſterſeſſel geſchrie-
ben, eine Verbeſſerung der Verwaltung der Krankenkaſſen
würde nur dadurch zu erreichen ſein daß die Verwaltung der
Gemeindeverwaltung oder der des weiteren Kommunalbver-
bandes angegliedert wird, wie es jetzt der Entwurf indirekt
vorſieht. Weiter verlangte er, daß im Streitfalle der Vor-
ſitzende aus der Zahl der Kommunalbeamten genommen wird,
wie es chenfalls der Entwurf vorſeht und ebenſo wollte er,
daß die Kaſſenbeamten von der Gemeinde zur Verfügung ge-
ſtellt würden. Damals ſuchten die Kaſſenbeamten ſich gegen
ſolche Vergewaltigung zu ſchützen und traten in Berlin zu-
ſammen und verlangten den Abſchluß eines Tarifvertrages,
in dem ſich der ominöſe Paragraph l ſchon wörtlich findet. Jſt
das eiwa böswillig geſchehen gegen die ſpätere Geſetzgebung,
und nicht vielmehr ganz loyal, um ihre Stellung zu ſichern?
Aus der Vorlage ſehen Sie ja, wie berechtigt die Furcht der
Kaſſenbeamten war. Und es handelt ſich bei dieſen Beamten
nicht um Leute die heute und geſtern oder vor wenigen Jahren
ihre Stellung angetreten haben und ſich ebenſo leicht andere
Stellungen ſuchen können. Die Krankenverſicherung beſteht
jetzt 26 Jahre und wir haben Beamte, die ſeit 20 und mehr
Jahren in ihren Stellungen ſind, ſich vorzüglich eingearbeitet
haben, aber bei ihrem vorgerückten Alter und ihrer ſeitherigen
einſeitigen Beſchäftigung für andere Stellungen unfähig ge-
worden ſind. Das ſolche Leute ſich in ihrer Stellung ſchützen
wollen, iſt doch ſelbſtverſtändlich, und auch Herr Trimborn
würde in einem ſolchen Falle als Familienvater dieſe Ver-
pflichtung empfinden. (Sehr richtigl! b. d. Soz.) Es handelt
ſich alſo nicht um eine Täuſchung des Geſetzes, ſondern

um einen Akt der Notwehr,
und bei der Notwehr muß man es den Leuten auch zugute
halten, wenn ſie etwas über das Ziel hinausſchießen. Jch
trage nicht Bedenken, zu ſagen, daß das geſchehen iſt, es ſind
Beſtimmungen ungeſchickt abgefaßt, weil die Leute ſich vor
Vergewaltigung ſchützen wollten. Mit großer Eile iſt nicht
vorgegangen worden, im Jahre 1900 find die Berliner An-
geſtellten mit ihrer Forderung aufgetreten, und erſt im Jahre
1905 wurde der Vertrag angenommen, und in der ganzen Zeit
iſt öffentlich darüber diskutiert worden, und bei den Vertrags-
verhandlungen 1903 waren Dr. Hoffmann und noch ein Regie-
rungsvertreter zugegen. Aber dieſe fanden nichts dagegen zu
erinnern und ebenſowenig die Auſfſichtsbehörden, die ſich in
den nächſten Jahren damit zu beſchäftigen hatten. Erſt 1910
wurde der Spandauer Fall vom Oberverwaliungsgericht ent-
ſchieden, und die von ihm beanſtandeten Beſtimmungen ſind
dann ſofort beſeitigt worden. Schon 1907 iſt der Vertrag auch
im Reichsarbeitsblatt veröffentlicht worden und weder der
Staatsſekretär noch irgendeiner der anderen Herren haben
ſich damals darüber entrüſtet. Es iſt auch unrichtig, daß nur
„ſozialdemokratiſche“ Kaſſen ſolche Beſtimmungen getroffen
haben. Herr v. Weſlarp lieſt freilich aus der Beſtimmung,
daß politiſche Gründe kein Grund zur Entlaſſung ſein dürfen,
heraus, daß die Kaſſen ſogar Königsmörder anſtellen wollen.
(Lachen b. d. Soz.) Solche Einwände ſind natürlich nicht ernſt
zu nehmen. Von Kaſſen, deren Vorſtandsmitglieder über-
wiegend dem Zentrum angehören, ſind dieſe Verträge
ebenfalls geſchloſſen worden (Sehr wahrl b. d. Soz.), und in
einem nicht von einer Krankenkaſſe, ſondern von der Aufſichts-
behörde geſ.hloſſenem Vertrage heißt es, daß nur bei wieder-
holter grober Verletzung der Dienſtpflicht eine Kündigung zu-
läſſig iſt. Warum ſtellt man denn dann eine ſolche Aufſichts-
behörde nicht unter Kurgtel? (Graf Weſtarp (konſ.): Deshalb
machen wir eben das Geſetz!) Nein,

Sie machen das Geſetz als ein Ansnahmegeſetz gegen die
ſozialdemokratiſchen Beamten der Ortskrankenkaſſen.

(Lebh. Sehr richtigl b. d. Soz.) Jch verweiſe auf eine Zu-
ſchrift in der Kölniſchen Volkszeitung, einem Zentrumsblatt,
worin Verwahrung dagegen eingelegt wird, daß bei der Ab-
faſſung der Verträge das ſozialdemokratiſche Parteiintereſſe
maßgebend war. Es exiſtieren eine große Zahl von Kaſſen-
beamten, die nicht auf ſozialdemokratiſchem Boden ſtehen, und
ſich dagegen verwahren, daß dieſe Verträge als ſozialdemo-
kratiſche Mache hingeſtellt werden. So urteilen politiſche
Gegner, die von der Sache etwas verſtehen, ſie beſtätigen, daß
hier ein Ait der Notwehr ohne Verbindung mit irgendwelcher
VParteibeſtrebung vorlag. Alle anfechtbaren Beſtimmungen in
dem Vertrage ſind übrigens nach dem B. G. B. ungültig,
exiſtieren alſo rechtlich gar nicht. Deshalb ſagt Prof. Stier-
Somlow mit Recht: Was will denn die Regierung? Die Be-
ſtimmungen ſind ja ungültig und brauchen deshalb nicht erſt
durch Geſetz aufgehoben zu werden.

Jn den Ausnahmebeſtimmungen gegen die Kaſſenbeamten
iſt auch vorgeſehen, daß „unangemeſſen hohe Beſoldungsſätze“
gekürz t werden können. Jſt denn aber nur ein einziger
Fall einer ungeheuer hohen Beſoldung nachgewieſen? Die
Beamten behaupten im Gegenteil, ſie werden ungenügend be-
zahlt. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Gehen Sie doch aber einmal
in die Berufsgenoſſenſchaften, da ſind wiederholt
Gehälter von ſo und ſoviel Taufenden von Mark nachgewieſen.

Weiter meinte Herr Trimborn, er hätte nichts dagegen ein-
zuwenden, daß die Beamten der neuen Dienſtordnung unter-
ſtellt würden. Es kommt aber dabei die Kündigungsfriſt in
Betracht, auch regelt die Dienſtordnung die Alterszulagen und
die Penſionsbezüge. Wenn alſo Penſionen und Hinter-
bliebenenverſorgung vertraglich ausgemacht ſind, ſo kann man
ſolche Rechte den Angeſtellten und ihren Witwen und Waiſen
doch nicht mit einem Federſtrich entziehen. Deshalb iſt auch
das Unterſtellen der Beamten unter die Dienſtordnung eine
ſehr wichtige Frage.

Um dieſe ungeheuerlichen Vorſchläge zu rechtfertigen, wird
von „Mißſtänden“ in den Krankenkaſſen geſprochen. Aber
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trotz krampfhaften Suchens hat man kein Material bekommen
können, um dieſe „Mißſtände“ zu beweiſen. Die einſchlägige
Broſchüre des Reichsverbandes, die man ja im Parlamente
nicht mit ſeinem wahren Namen nennen darf Heiterkeit b. d.

ſteht ſo unter aller Kritik, daß kein Mitglied der Kom-
miſſion ſich mit ihr zu indentifizieren gewagt. (Lebh. Hört,
hört! b. d. Soz.) Nur ein paar Stichproben von dieſem
„Material“ des Reichsverbandes: da ſoll Nepotismus (Vettern-
wirtſchaſt) geübt ſein, weil eine Tochter Fräßdorfs in einer
Krankenkaſſe angeſtellt iſt. Fräulein Fräßdorf bezieht auch
nicht einen Pfennig mehr Gehalt, als irgendeine andere An-
geſtellte Jn der geimeinſten und feigſten Weiſe hat der Reichs-
verband den Vorſitzenden der Mannheimer Ortskrankenkaſſe,
einen angeſehenen Kaufmann und bürgerlichen Demokraten
angegriffen. Der Mann iſt in Mannheim allſeitig als un-
antaſtbharer Ehrenmann bekannt, wie Herr BVaſſermnann be-
ſtätigt. (Hört, hört! b. d. Soz.) Der Vorſitzende einer ſächſi-
ſchen Ortskrankenkaſſe in Freiberg wurde beſchuldigt, einen
Kaſſenheamten durch Schikanen in den Tod getrieben zu haben.
Die Unterſuchung ergab, daß, wenn den Vorſitzenden ein Vor-
wurf trifft, es nur der iſt, daß er zu milde vorgegangen iſt.
(Lebh. Hört, hörtl! b. d. Soz.) Und all die anderen Be-
ſchuldigungen ſtehen auf demſelben Niveau. Man ſei doch
ehrlich. Man will

ein Ansnahmegeſetz gegen die Sozialdemokratie,
und man will im Sinne des Herrn von Stumm dem Zu-
ſtande ein Ende machen, daß Arbeiter autoritative Stellungen
einnehmen. Man hat nur nicht den Mut, ſo ofſen zu ſein,
wie Herr Stumm es war. Und die katholiſchen Ar-
beiterſekretäre des Zentrums geben ſich dazu her, bei
der Entrechtung der Kaſſen mitzuarbeiten. Man will den
Kaſſen die Veamtenſchaft nehmen, die ſie ſich unter Mühen
und Opfern aufgezogen haben. An die Stelle der Leute, die
von den Arbeitern gewählt ſind, die das Vertrauen der Ar-
beiter beſitzen,

ſollen Militäranwärter treten,
die die Sprache des Kaſernenhofs reden und verſtändnislos
allen ſozialen Fragen gegenüberſtehen. Selbſtredend werden
dadurch die Leiſtungen der Ortskrankenkaſſen herabgedrückt
werden. Aber gerade das iſt ja auch der Wunſch der
Konſervativen. Die Leiſtungen der Landkrankenkaſſen
ſind erbärmlich, darum ſoll auch das Niveau der Ortskranken-
koſſen herabgedrückt werden, damit lein zu grelles Mißver-
hältnis entſteht und darum werden wohlerworbene Rechte von
den Parteien, die ſich die Staatserhaltenden nennen, mit
Füßen getreten und die Regierung macht ſich zum Vollſtreckerdieſer ſcharfmacheriſchen Wünſche Wir aber werden
alles tun, um dieſes Attentat auf die Arbeiter-
klaſſe zu vereiteln. (Stürm. Beifall b. d. Soz.)Stantsfelretär Delbrück: Jch bin alles andere eher, als
ein willenloſes Werkzeug der Jnduſtriellen. Wo ſteht ge-
ſchrieben, daß die Regierung die ſozialdemokratiſchen Koſſenbeamten aufs Pflaſter werſen will? Heiterkeit b. d. Soz.,
Zuruf: So offen iſt man nicht!)

Abg. Dove (Fortſchr. Vpt.): Für eine objektive und neu
trale Verwaltung der Kaſſen muß geſorgt werden, aber die
wohlerworbenen Rechte der Kaſſenbeamten müſſen wirkſamer
geſchützt werden. Das Einführungsgeſetz iſt zwar kein Aus-

r bedarf aber ſehr der Verbeſſerung. (Bravol b. d.
ortſchr.
Abg. Dr. Schulz (Rpt.) verwahrt ſich dagegen, daß er als

Kommiſſionsvorſitzender den Bericht übereilt habe und bezeichnet
es als Zweck des Geſetzes, die Arbeiter Pern die hohe Be
zahlung der Kaſſenbeamten zu ſchützen. (Bravol rechts.

Abg. Schmidt- Berlin (Soz.):
Die Nachprüfung der Verträge der Kaſſenangeſtellten wird

zwar nicht dazu fernt daß alle ſozialdemokratiſchen Beamten
aus den Kaſſen entfernt werden, aber ſie iſt

ein Ansnahmegeſetz,
weil ſie nur gegen ſozialdemokratiſche Beamte
angewendet werden wird. (Sehr wahr bei den Soz.) Der
Staatsſekretär verwahrte ſich gegen den Vorwurf, die Regie-
rung habe eine zu enge Verbindung mit dem Zentralverband
deutſcher Jnduſtrieller. Dabei iſt in dem Ausſchuß des Zen-
tralverbandes erklärt worden, der Referent im Reichsamt des
Jnnern habe zuſammen mit dem Ausſchuß des Zentralver-
bandes die Materie bearbeitet. (Hört, hört! bei den Soz.)
Wenn der Zentralverband jetzt erklärt, er ſei mit dem Entwurf
nicht einverſtanden, ſo iſt das bloß politiſcher Theaterdonner.
Auf dem Krankenkaſſenkongreß am Sonntag war die Regie-
rung nicht vertreten. Weshalb brauchte ſie da die Ausrede,
kein Vertreter des Reichsamts hätte Zeit. (Lachen bei den Soz.)
Sie hätte lieber offen und ehrlich ſagen ſollen, wir brauchen
Jnformationen von Euch nicht, wir kennen Eure Wünſche, aber
wir können ihnen nicht nachkommen, weil es der Zentralver
band deutſcher Jnduſtrieller nicht erlaubt und weil die Ver
bindung mit ihm uns wertvoller iſt als die mit den Kranken-
kaſſen. (Sehr wahr! bei den Soz.)

Herr Trimborn hat in ſeiner Rede einige Bedenken geäußert.
Das waren die bekannten Redensarten des Zentrums in der
erſten Leſung. Er ſagt, wir werden prüfen. Jawohl, ſoweitnämlich, wie es Graf Weſtarp erlaubt. Das Zentrum iſt ja
jetzt für die Konſervativen ein dankbares Objekt der Prüfung
der politiſchen Folgſamkeit. Die Intereſſen der Arbeiterſchaft
hat das Zentrum überall aufgegeben. Offen und ehrlich haben
auf dem letzten Kongreß der chriſtlichen Gewerkſchaf-
ten auch dieſe ſich gegen die Entrechtung der Krankenkaſſen
ausgeſprochen, aber irgend ein Einfluß der chriſtlichen Arbeiter
iſt beim Zentrum jetzt nicht zu ſpüren. Wenn Herr Behrens
bebauptet, auch die chriſtlichen Arbeiter haben ſich über den
Einfluß der Sozialdemokraten bei den Krankenkaſſen beſchwert.
ſo ſage ich wo, weiſen Sie mir das nach. Giesberts hat das
ausdrücklich zurückgewieſen. Wir haben den chriſtlichen Ar
beitern die Verhältniswahl konzediert, um auch ihnen eine Ver
tretung zu gewähren, in Frankfurt a. M. waren wir die erſten,
die das taten, aber die Aufſichtsbehörde geſtattete das nicht, an

cblich, weil es dem Geſetz widerſpräche. (Hört, hört! bei denSoz) Jn ihrer Wirkung richten ſich die Maßnahmen, die wir
bekämpfen,

gegen die geſamte Arbeiterſchaft.
Wer demokratiſch fühlt, muß der Arbeiterſchaft das Recht
geben, zu beſtimmen, wen ſie in verantwortliche Stellungen
nehmen will, ohne daß die Aufſichtsbehörde ein Recht der Be
ſtätigung und Nachprüfung hat. Ein ſolches Recht bringt immerdie Gefahr der Willkür und des politiſchen Mißbrauches mit
ſich. Dagegen wenden wir uns und dagegen müßte ſich jeder
wenden, dem die Fortentwicklung der Arbelterſchaft am Herzen

liegt. t 2 insDamit ießt die Diskuſſion.
Perſönlich bemerkt Abg. Hoch (Soz.), er habe nicht

bei der Vernehmung im Reichsamt des Jnnern ſeien die Ar
beitnehmervertreter nach einem falſchen ählt,
ſondern ihre Ausſagen ſeien nicht beachtet und vom tagts
ſekretär mit der Bemerkung abgetan worden, daß ſie gar nicht
merken, wie ſie von den Arbeitern terrorifiert werden.

Es folgt die erſte Beratung des Hilfskaſſengeſetzentwurfs
betr. Aufhebung des Hilfskaſſengefetzes.

Staatsſekretär Delbrück erklärt, daß ſich Mißſtände bei
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den Hilfskaſſen herausgeſtellt hätten, da das Recht der Auf
ſichtsbehörde zur Kontrolle ſich nur darauf erſtrecke, ob die
Hilfskaſſen die geſetzlichen Vorſchriften beachten, dagegen könne
bei Gründung neuer Hilfskaſſen nicht kontrolliert werden, ob
die Gründung auf ſchwindelhafter Grundlage beruhe. Des-
wegen ſollen ſie dem Aufſichtsamt für Privatverſicherung
unterſtellt werden.

Abg. Trimborn (Zentr.) ſtellt ſich auf den Boden des Ent-
wurfs, wünſcht aber ſeine Verweiſung an eine Kommiſſion.

Hierauf wird ein Vertagungsantrag angenom-
men.

Vizepräſident Schultz ſchlägt als Tagesordnung vor: Ent
ſcheidung über die Beſchwerde des Abg. Severing
gegen den ihm am 4. April erteilten Ordnungsruf, Fortſetzung
der heutigen Beratung und Petitionen.

Abg. Severing (Soz.) (zur Geſchäftsordnung): Meine Aus-
führungen über die Marinerundſchau wegen der Heizerzulagen
am 4. April richteten ſich nicht gegen das Reichsmarineamt.
Gegen den Staatsſekretär des Marineamts konnte ich den
Vorwurf der verlogenen Darſtellung ſchon um deswillen nicht
richten da mir bekannt war. daß der Staatsſekretär durch die
Verhandlungen in der Budgetkommiſſion und im Reichstage
über den tatſächlichen Urſprung der Abſtriche der Heizer-
zulagen unterrichtet ſein mußte.

Vizepräſident Schultz: Wäre am 4. April eine ſo ein-
wandfreie Erklärung abgegeben worden, ſo hätte ein Anlaß
zu einem Ordnungsruf nicht vorgelegen.

Abg. Severing (Soz.): Nach dieſer Erklärung des Präſi-
denten ziehe ich meine Beſchwerde gegen den
Ordnungsruf zurück.

Nächſte Sitzung Mittwoch 1 Uhr.
Schluß 6 Uhr.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 3. Mai 1911

Aus dem Stadtparlament-

Jntereſſenpolitiker.
Die bürgerlichen Stadtverordneten vertreten gewöhnlich nur

Geldſacksintereſſen. Kommen ſolche nicht in Frage, dann ſind
ſie die friedlichſten Leute, dann laſſen ſie den Magiſtrat ganz
wirtſchaften, wie er will, was ihre Umfälle ſchon ſo oft be-
wieſen haben. Zuweilen legen ſie aber auch in Dingen, die
nichts mit klingender Münze zu tun haben, einen ſcharfen
Klaſſeninſtinkt an den Tag. So z. B. widmete in der geſtrigen
Stadtverordnetenverſammlung der Vorſitzende dem verſtorbe-
nen Ehrenbürger Herzfeld einen Nachruf, bei dem er die

Stadtverordneten aufforderte ſich zu Ehren des Verſtorbenen
von den Sitzen zu erheben, was auch geſchah. Bei der Mit-
teilung von dem Tod des Oberpolizeiinſpektors Weyde-
mann aber wurde nicht zum SErheben von den Sitzen auf-
gefordert, vielmehr nur beſchloſſen, der Familie das Beileid
auszuſprechen. Die Stadtväter wiſſen ſehr gut Unterſchiede
zwiſchen ihresgleichen und einzelnen Angeſtellten zu machen.
Und doch war Weydemann immer noch ein Angeſtellter, der
ſich enorme Verdienſte um die Erhaltung und den Schutz des
Beſitzes und anderer heiligſter Güter der Nationen errungen
hat. Das half ihm jetzt aber alles nichts: Er war eben nicht
der Angehörige der herrſchenden Klaſſe, ſondern nur eins ihrer
Werkzeuge, und für die erhebt man ſich nicht aus den
Seſſeln.

Einen lebhaften nackten Jntereſſenkampf fochten die Stadt
väter kleinbürgerlicher Couleur dann aber aus um die Frage
der Errichtung eines Café- Reſtaurant s im Roten
Turm. Diefer kleinlich geführte Streit nahm einen ähnlichen
Verlauf, wie jener um die Errichtung einer ſtädtiſchen Buch-
binderei vor einigen Wochen. Wieder ſagten einige Stadtver-
ordnete, daß der Magiſtrat mit dieſer Einrichtung den ſteuer-
zahlenden Gewerbetreibenden, in dieſem Falle den Gaſt-
wirten, Konkurrenz machen wolle, was nicht zu billigen ſei.
Dieſem Einwand trat nach dem Bürgermeiſter auch noch der
Oberbürgermeiſter entgegen, wobei er rund und nett ſagte:
Es träten gegenwärtig, wie ſich heute ſchon wieder zeige, in
allen parlamentariſchen Körperſchaften die Sonderinter-
eſſen Gott ſei's geklagt immer ſtärker hervor und
drängten das Allgemeinintereſſe in den Hintergrund. Jedoch
dieſe und noch andere ſcharfe Worte verſchlugen diesmal nichts,
der Magiſtrat mußte die Ablehnung der Vorlage einſtecken,
wie er vor drei Wochen die Errichtung der Buchbinderei gegen
die Jntereſſenpolitiker nicht durchdrücken konnte.

Aber er ſollte bald eine würdige Genugtuung erhalten, bei
der die Stadtverordneten bewieſen, daß ſie für ideale Momente
für die Wahrung ihrer Rechte und die Achtung ihrer eigenen
Beſchlüſſe abſolut kein Empfinden haben. Solche Dinge ſind
den Jntereſſenpolitikern einfach Luft. Der Magiſtrat hat be
kanntlich den Stadtverordnetenbeſchluß, in eine zu bildende
Theaterdeputation zwei Magiſtratsmitglieder und
fünf Stadtverordnete zu entſenden, abgelehnt. Jetzt iſt die

StadtverordnetenVerſammlung umgefallen. Sie nahm eine
neue Vorlage des Magiſtrats, drei Magiſtratsherren und vier
Stadtverordnete in die Deputation zu ſchicken, debattelos an,

womit ſie ihren eigenen früheren Beſchluß preisgab und wort-
los auf ihr Recht in der Deputation, in die außerdem noch
zwei Bürger gewählt werden, ſich die Mehrheit zu ſichern, ver
zichtete.

Jn ihrer ganzen ſtrahlenden Glorie zeigten ſich aber die
Sonderintereſſen- Vertreter bei der Behandlung der Stein-
ſetzerpetition, die ſich gegen die Unterſtützung der
Scharfmacher durch die Behörden wendet. Ein kleiner Form-
fehler genügte der Geſellſchaft, um dieſe Beſchwerde hinter
rücks abzuwürgen. Es teilte nämlich der Referent Döhler
nur einfach mit, daß unter der Petition die Unterſchrift fehle
und daß deshalb der Ausſchuß beſchloſſen habe, gar nicht in die
Verhandlung über ſie einzutreten. Der Vorſteher Föhring
meinte, ſolche kleine Formfehler hätten bisher nicht davon ab
gehalten, Petitionen zu erledigen. Man wiſſe ja doch auch, wo
dieſe Petition herkomme. Aber er werde die Verſammlung
befragen, ob ſie in Behandlung der Beſchwerde eintreten
wolle. Stadtv. Em mer ſchloß ſich der Anſicht des Vorſtehers
an und verſuchte die Verſammlung, die Beratung der Petition
doch an der Kleinigkeit nicht ſcheitern zu laſſen, ſondern ſie
endlich einmal zu erledigen. Aber was geſchah? Geſchloſſen
ſtimmten die bürgerlichen Stadtverordneten gegen die Eröff-

nung der Beratung. Sie wollen nichts hören von Arbeiter
beſchwerden. Und nun noch gar Beſchwerden von Streikenden
und Ausgeſperrten! Nieder mit ihnen, wenn's nur
irgend angeht
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NMit dieſem ſchrillen Mißklang war die vorgele
ordnung erledigt, doch folgte noch etwas, was zu einer ſtillen
Demonſtration der geſamten Preſſevertreter führte (der
1. Mai iſt eben ein ſehr kritiſches Datum). Nach der Er-
ledigung der vorgelegten acht Tagesordnungspunkte be-
ſchloſſen die Stadtverordneten, noch weitere acht Punkte zu er
ledigen, die ſo an eine Wandtafel geſchrieben waren, daß die
Zeitungsberichterſtatter ſie abſolut nicht leſen konnten. Da
nun die Redner meiſt nicht ſehr laut ſprechen und noch dazu
beim Sprechen dem ſehr ungünſtigen Platz der Preſſevertreter
den Rücken kehren müſſen, eine ſachgemäße Berichterſtattung
deshalb nur möglich iſt, wenn man die Vorlagen oder wenig-
ſtens ihren Titel kennt, beſchloſſen die Preſſeverireter ſämt-
licher hieſiger Blätter, über die weiteren ihnen unverſtänd-
lichen Verhandlungen dieſer Sitzung die Berichterſtattung ein-
zuſtellen. Sie verließen gemeinſam den Sitzungsſaal, was am
1. Mai eine immerhin recht angenehme Erſcheinung war.

Jm Laufe der Sitzung waren noch über folgende Punkte
debattelos Beſchlüſſe gefaßt:

Die Schenkung eines hieſigen Bürgers, welcher nicht ge-
nannt werden will, in Höhe von 20 000 Mk. zur Förderung der
Zwecke der ſtädtiſchen Muſeen, insbeſondere zur Errichtung
eines Gemäldegalerie-Gebäudes, wurde anzunehmen be-
ſchloſſen.

Der Oberbürgermeiſter teilte dazu noch mit, daß weitere
10 000 Mk. von einem anderen Bürger geſpendet worden ſeien.
Der Betrag zur Errichtung einer Gemäldegalerie ſei damit
auf 170 000 Mk. angewachſen, die Errichtung der Galerie alſo
ſehr in die Nähe gerückt. Der Magiſtrat glaube, bald einen
geeigneten Platz finden und dann eine Vorlage einbringen zu
tönnen.

Die Verlegung des Schulgartens nach dem Galgenberge
wurde genehmigt und der Betrag von 27 300 Mk. bewilligt zur
Ausführung der notwendigen Anlagen. Den Schrebergarten-
beſitzern wird am 1. Oktober gekündigt werden, damit am
1. Januar des neuen Jahres mit der Verlegung begonnen
werden kann.

Mit dem Arbeitsplatze für den Verein für Volkswohl beim
Tieraſyl an der Deſſauerſtraße ſoll die gemäß Geſetz vom
29. Juni 1907 zu errichtende Wanderarbeitsſtätte verbunden
werden. Die Koſten für die baulichen Anlagen betragen für
den Verein für Voltkswohl 8000 Mk., für die Wanderarbeits-
ſtätte 10 500 Mk. Der Verein für Volkswohl hat ſich ver-
pflichtet, der Stadtgemeinde die Aufwendungen mit 4 Prozent
zu verzinfen und mit 2 Prozent zu amortiſieren. Die reſt-
lichen Koſten werden von der Provinzialverwaltung in Ge-
mäßheit des Wanderarbeitsſtättengeſetzes zu zwei Drittel er-
ſtattet. Die Vorlage wurde genehmigt und der Koſtenbetrag
bewilligt.

Weiter wurde zur Schaffung eines Kinderſpielplatzes im
Süden unſerer Stadt der Ankauf des zwiſchen Liebenauer- und
Südſtraße belegenen Hoſpitalackers zum Preiſe von 9 Mk. pro
Quadratmeter beſchloſſen. Ein Stadtverordneter forderte dabei
die Einrichtung eines Kinderſpielplatzes auch für den Süd-
weſten, etwa in unmitlelbarer Nähe der Wohnbiertel am
Böllberger Weg.

Aus der Ge ſchloſſenen Sitzung iſt zu berichten:
Einem Antrage des Magiſtrats, zu den bereits zu einem Neu-bau der Sparkaſſe angekauften Srundſtücen Rathausſtraße 5
und Kleine Stelaſtraße 8 noch das den Bäckermeiſter Köcke-

chen Eheleuten gehörige Grundſtück Rathausſtraße a für den
reis von 61 000 Mk. aus Mitteln der Sparkaſſe anzukaufen,

wird zugeſtimmt. Das Grundſtück iſt 353 Quadratmeter groß;
es kommen ſomit 175 Mark auf ein Quadratmeter, ein bis
jetzt in dieſer Gegend noch nicht erzielter Preis.

Eine Petition des Hausmanns Gröber vom Paul Riebeck-
ſtift., um anderweitige Beſchäftigung im ſtädtiſchen Dienſte,
wird dem Magiſtrat zur Berückſichtigung empfohlen. Gröber
verſah dieſen Poſten nahezu 11 Jahre und hat ſelbſt gekündigt,
da es zu Differenzen zwiſchen ihm und dem Jnſpektor Winter
(bekannt durch ſein allzu ſtrammes militäriſches Auftreten in
der Anſtalt) gekommen war. Würde ſeine Bitte unberück-
ſichtigt bleiben, gehen ihm ſeine ganzen erworbenen Rechte ver
loren,

Vom „vberechtigten“ Ehrgefühl.
Wie rügſichtsvoll zuweilen die Juſtiz verfährt, konnte man

aus einer geſtern vor dem hieſigen Kriegsgericht ſtattgehabten
Verhandlung entnehmen, zu der der Fahnenjunker Ritter
Walter von Chöring als Angeklagter erſchienen war. Wes-
halb der junge Mann, der bei dem Jnfanterie- Regiment in
Altenburg dient, angeklagt war, erſuhren wir bei dem Be
ginn der Verhandlung nicht, da der Aukläger, der unſern
Leſern bekannte Kriegsgerichtsrat Senfft, vor der Be
tanntgabe des Eröffnungsbeſchluſſes den Ausſchluß der
Oeffentlichkeit beantragte. Ebenſo intereſſant wie ſein da-
maliger Freiſpruch waren die Gründe, mit denen Dr Senfft
den Ausſchluß der Oeffentlichkeit rechtfertigen wollte. Es
hieß da: Die Oeffentlichkeit anweſend war nur der Bericht-
erſtatter des Volksblatts wird während der ganzen Dauer
der Verhandlung ausgeſchloſſen, da Dinge zur Sprache kämen,
die dazu führen könnten, das berechtigte Ehrgefühl des Au-
geklagten und ſeiner Familie anzugreifen. Und dies, hieß es
dann weiter, könne nicht der Zweck der Verhandlung ſein.
Die nicht beſonders glücklich gewählte Ausſchlußbegründung
enthält einen verſteckten Angriff auf die Preſſe, und auf welche
Preſſe, das brauchen wir nicht näher anzudeuten. Auch wir
begreifen ſehr wohl, daß die Veröffentlichung von Gerichtsver-
handlungen beteiligten Perſonen ſchwere Unannehmlichkeiten,
Kummer und Sorge bereiten können und glauben bei der Ver-
öffentlichung oder Verſchweigung der Namen den notwendigen
Takt zu beachten. Wiſſen wir doch zu genau, daß die Ver-
öffentlichung einer Verhandlung den Angeklagten zuweilen
viel härter trifft, als die vom Gericht verhängte Strafe. Was
uns aber zum Proteſt herausfordert, das iſt der Umſtand, daß
man in gewiſſen Kreiſen glaubt, das berechtigte oder beſondere
Ehrgefühl allein für ſich in Anſpruch nehmen zu können. Das
berechtigte Ehrgefühl ſollte man jedem Menſchen, dem „Ge-
meinen“ ſa gut wie dem „Ritter“ einräumen. Aus unſerer
Militärgerichtspraxis iſt uns aber noch kein Fall bekannt, in
dem man bei einem „Gemeinen“ die Oeffentlichkeit aus-
geſchloſſen hätte, weil durch die öffentliche Verhandlung das
„berechtigte Ehrgefühl“ eines ſolchen Angeklagten gefährdet
werden könnte. Alſo auch bei der Abwägung des Ehrgefühls
treten die Klaſſenunterſchiede recht kraß zu Tage.

Die Verhandlung zog ſich bis in den Nachmittag hinein und
die ſtundenlange Ausſperrung der Preſſe erwies ſich als völlig
zwecklos, vielleicht ſogar als ſchädlich für den Angeklagten.
Der junge Mann wurde wegen ſchweren Diebſtahls zu
drei Monaten einer Woche Gefängnis und mit Degradation

Tages beſtraft. Wie aus der Urteilsbegründung zu entnehmen war,
erhielt er die erhebliche Strafe wegen Entwendung von etwa
50 Zigarren und Zigaretten. Begangen ſollen die Taten ſein
im Offizierskaſino in Altenburg in der Zeit vom Februar bis
März d. J. Als erſchwerend fiel ins Gewicht, daß er den

„Schrank, in dem die Rauchwaren lagen, wiederholt mit einem
falſchen Schlüſſel, ſeinem Kommodenſchlüſſel, geöffnet hatte.
Jnfolge des Ausſchluſſes der Oeffentlichkeit konnten die vor-
liegenden Milderungsgründe nicht genügend gewürdigt wer
den. Der Verteidiger ſoll die Taten nur als Mundraub an
geſehen und der Angeklagte will nur aus Genußſucht gehan-
delt haben. Jn der Verhandlung hatten ſich drei mediziniſche
Sachverſtändige über den Geiſteszuſtand des Angeklagten ge-
äußert. Der Angeklagte iſt erblich beläſtet, ſoll einen minder-
wertigen Charakter haben und ſehr wenig widerſtandsfähig
ſein. Verneint wurde aber von den Sachverſtändigen, daß von
Chöring die Taten in einem Zuſtande von Bewußtloſigkeit oder
krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit begangen habe. An-
erkannt wurde, daß den jungen Mann die Strafe ſehr ſchwer
trifft. Aber nach Lage der Sache könnte nicht anders ge
urteilt werden, da ſchwerer Diebſtahl vorliege. Von der
Strafe wurde ein Monat auf die erlittene Haft in Anrechnung
gebracht.

Wir möchten zu dieſer ſonderbaren Verhandlung bemerken,
daß wir im vorliegenden Falle keinen Anlaß verſpüren, das
„berechtigte Ehrgefühl“ des Mannes oder ſeiner Familie an-
zugreifen, vielmehr bedauern, daß wegen Bagatellen ſolche
exorbitanten Strafen verhängt werden können. Eine Refor-
mierung des Strafgeſetzbuchs käme nicht nur den Arbeitern,
ſondern auch Leuten mit dem berechtigten Ehrgefühl“ zugute.

Der Rat Senfft ſcheint übrigens ſeit ſeinem Erfurter Pro
zeß gelernt zu haben. Dort hat er die ſchöne Wendung von
dem berechtigten Ehrgefühl noch nicht einmal für ſich ſelber
zu benutzen gewußt. Erſt während der Urteilsberatung des
Gerichtshofs fragte der Zeuge General Röhl den einzigen an
weſenden Zeitungsberichterſtatter, für welches Blatt er ſchreibe.
Als er die Antwort. erhielt: „für die Tribüne“, mußte er ſich
von dem Rat Senfft die betrübende Aufklärung erteilen laſſen,
daß das ein ſozialdemokratiſches Blatt ſei. Doch nun kam das
große Bedauern darüber, daß der Ausſchluß der Oeffentlich
keit nicht beantragt worden war, zu ſpät

Weydemann ging das Syſtem bleibt
Der gemeldete plötzliche Tod des Oberpolizeiinſpektors

Weydemann hat dem echtpreußiſchen Polizeiregiment
Halleſcher Färbung einen ſchweren Schlag verſetzt. Weydemann
war eine geborene Beamtennatur, die ſich dem Syſtem nicht nur
„ſinngemäß“ und reſtlos anpaßte, ſondern es auch noch auf die
Spitze zu treiben verſtand. Der Herr Polizeigewaltige hatte
jedoch nichts von einem großen Zuge, ebenſo wenig von einem
großen Charakter; ſein Regiment und ſeine „Anordnungen“
atmeten den beſchränkteſten Polizeigeiſt, dem die gehörige
Portion Anmaßung die echt preußiſche „Schneidigkeit“ zu ver
leihen ſuchte. Das gelang freilich nicht in dem Maße, wie es der
ehrgeizige Mann wünſchen mochte. Da in derartige Polizei
ſtellen überhaupt nicht „Leute von Kopf“, wie der alte Fritz
ſchon geſagt hat, genommen werden, ſo hatten es die wirk
lich en polizeilichen Machthaber im Magiſtrat bei Weydemann
wohl noch beſonders leicht, ihm ihren „Geiſt“ einzuimpfen. Es
gehörte zur Polizeinatur Weydemanns, daß er ſich nach oben
gehorſamſt verbeugte und nach unten den Forſchen und
Schneidigen markierte. Ein Teil ſeiner Beamtenſchaft weiß
davon ein Lied zu ſingen. Wir wiſſen, daß mancher ſeiner
Untexgebenen ihm keine Träne nachweint höchſtens eine ſolche
der Erleichterung.

Die Arbeiterbewegung hat der verſtorbene formale Jnhaber
des Polizeiregiments bis zu ſeinem Tode gehaßt. Sein Haß
war nicht tief und glühend, denn nur große Charaktere ſind
ſolcher Leidenſchaften fähig. Die Triebfeder ſeiner Abneigung
war lediglich, daß die Arbeiterbewegung nicht ins vorge-
ſchriebene preußiſche Polizeiſyſtem paßte. Dr. Hannſen be-
kundete neulich eidlich vor Gericht, daß W. einmal ſagte: „Jch
bekämpfe die Sozialdemokratie mit allen mir zur Verfügung
ſtehenden Mitteln.“ Das war richtig, deshalb ja auch der er
friſchende Antipolizeigeiſt in der Halleſchen Arbeiterſchaft.
Weydemann trug formal die Verantwortung für das Blutver-
gießen am Blutſonntage, wo durch die Säbel ſeiner Mannen
hundert friedliche Wahlrechtsforderer blutig niedergemetzelt
wurden. Dieſe Blutſaat hat ihr eigenes Geſetz, ſie kann
niemals ſterben. W. gab den Vertrauensperſonen der
Arbeiter nach dem Blutſonntage die Zuſicherung, einer zweiten
Demonſtration der Rechtloſen werde er nichts in den Weg legen.
Als aber die Züge am 6. März 1910 am Roßplatz anlangten,
verrammelten ihnen die bis an die Zähne bewaffneten Unter
gebenen Weydemanns alle Zugänge, und nur der eiſernen
Diſziplin und Beſonnenheit der Geprellten war es zu danken,
daß die Säbel nicht wieder zu tanzen wagten. Was auf Weyde
manns Worte zu geben ſei, wußten nun die Arbeiter. Zum
zweiten Male täuſchte der Mann die Gewerkſchaften im vorigen
Jahre, als er ihnen die Erlaubnis zu einem Feſtzuge verſprach,
wenn ſie von dem Sonntage eines patriotiſchen Feſtrummels
Abſtand nähmen. Das geſchah, aber die Erlaubnis für die Be
nutzung der vorgeſehenen Straßen wurde dann verweigert.
Weydemann war nun genügend erkannt. Er wußte das auch
und lehnte von nun an jede mündliche Rückſprache mit den Ar
beitern ab. Jnwieweit er bei dieſen Wortbrüchen nur das
Opfer ſeiner Voreiligkeit oder ſeiner Vorgeſetzten war, entzieht
ſich der öffentlichen Kenntnis. Von oben erhielt er jedenfalls
Orden und Anerkennung, zu denen ſich am Schluß die größte
Genugtuung ſeines Lebens geſellte, daß er ſich auch bei ſeiner
Aufhebung des Vereinsgeſetzes und Schikanierung der ge-
ſchloſſenen Mitgliederverſammlungen der Partei und Gewerk-
ſchaften von ſeinen höchſten Vorgeſetzten anerkannt ſah. Seiner
Natur genügte das.

Die Arbeiterbewegung haßte den Verſtorbenen nicht perſön
lich, ſie haßte nur das Syſtem. Und da das Syſtem in Halle
das alte „bewährte“ bleibt das bewies ſchon der 1. Mail
ſo hat ſie nichts anderes als ſchärfſten Kampf zu erwarten. Ob
freilich die bornierte Kleinlichkeit in der Bekämpfung der
Sozialdemokratie beſtehen bleibt, die ſich von der erbärmlichen
Schikanierung des Volksparks herab bis auf das Zuſenden
alberner Berichtigungen an das Volksblatt erſtreckt das wird
man erſt ſehen. Der kommende Mann hat es bis zu gewiſſem
Grade in der Hand, die Art dieſer Kleinlichkeiten zu beſtimmen

am Syſtem und am Weſen des Kampfes kann er nichts
ändern. Deshalb hat auch der Abſchied Weydemanns für die
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Arbeiterbewegung keine Bedeutung Nur im ntereſſe der ge
chtlichen Wahrheit, die durch die üblichen ſchwungvollen

achrufe beeinträchtigt werden ſoll, machten wir dieſe Feſt
ſtellungen. Den grimmigen Haß aller „Wohltäter“ X

hat ſich wieder einmal das Volksblatt zugezogen. Wir freuen
uns deſſen, denn es beweiſt uns, daß wir ins Schwarze ge
troffen haben mit unſerer Kritik des Margaretenrummels. Die
Halleſche druckt einige Abſätze unſeres Artikels Rote Nelken am
Kinderblumenhilfstag ab, und nennt dabei unſeren Hinweis auf

die Kinderſterblichkeit in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft, die mit
der Wohltätigkeit geſtützt werden werden ſoll, eine „Ungeheuer-
lichkeit'. Solche Ungeheuerlichkeiten aber werden wir der
heutigen Geſellſchaft ſo lange vorſetzen, bis ſie mit all ihrem
Jammer und Elend überwunden iſt. So „edle“ Veranſtal-
tungen, wie der hieſige „Blumen“hilfstag, ſind eben keine
Mittel, die man anwenden darf, wenn man wirkliche ſoziale
Hilfe leiſten will das haben wir geſtern deutlich genug nach
gewieſen. Die Halleſche hält es aber für bürgerlich-moraliſch,
bei ſolch „edlen“ Veranſtaltungen Feſtſchmaus mit Sekt und
Wein zu halten, von einer Konzertbeluſtigung zur anderen zu
rennen und ſich bei Poſſen und Schwänken zu amüſieren fürs
Kinderelend. Wir überlaſſen dem Bürgertum dieſe Moral der
Halleſchen Zeitung und ihrer lieben Schweſter, der Saale
zeitung, die ſich mit moraltheologiſchem Phraſengeklingel über
unſere Feſtſtellungen hinweghelfen will. Und wenn die ſeichte
Saaletante uns Verblendung vorwirft, ſo mag ſie die lieber
ſuchen bei denen, die zu den Feſten eilen und Blumen verkaufen,
in dem guten Glauben, wohlzutun, während ſie ſich tatſächlich
nur hinwegheucheln über ein Elend, das ſie nur noch vergrößern
und verlängern helfen.

„Streicht dem Kinde die Fältchen von der Stirn, ſorgt für die
Jugend, kauft Margareten,“ ſchreibt die Saalezeitung. Und:
Margaretentagl Ein Tag der Liebel ſchreibt der General-
anzeiger, der an anderer Stelle meint: Die koſtbare Saat zu
pflegen, aus der unſeres Volkes Kraft und Macht erwachſen
ſoll, das iſt die große Aufgabe der Zeit. Schließlich bezeichnet
das Polizeiblatt die Margaretenblume gar noch als Sinnbild
der Menſchenliebe und der Hilfsbereitſchaft!

Das leſen zu müſſen, während man weiß, wie elend, wie
ausgemergelt die Arbeiterinnen und ihre Kinder ſind, die dieſe
Menſchenliebeszeichen herſtellen müſſen, iſt ein Skandal, wie
er ſelbſt in dieſer Welt der Heuchelei ſelten vorkommt. Wir
fordern (ſicher vergeblich) von den bürgerlichen Blättern, daß
ſie ihren Leſern unterbreiten, was wir geſtern aus den Elends-
ſtätten der Heimarbeiter der Jnduſtrie künſtlicher Blumen
mitteilten, wie dort Lohnherabſetzungen und Kinderausbeu-
tung die Folge der Margaretentage ſind. Die Empfindlichen
unter den Wohltätern würden dann ſchaudernd erkennen, daß
ihre Tätigkeit das war, als was wir ſie bezeichneten: eine
gräßliche ſoziale Heuchelei der bürgerlichen Geſellſchaft.

Doch die Saalezeitung, das liberale Blatt, fragen wir,
wenn ſie als Motto ſchreibt: „Grenzenloſes Mitleid mit allen
lebenden Weſen iſt der feſtefſte und ſicherſte Bürge für das

ſittliche Wohlverhalten“, wo findet ſie dieſes grenzenloſe Mit-
leid, etwa bei Feſtſchmaus, Wein, Sekt, Militärmuſik und
Poſſentkheater. Nein! FCin Hohn auf ihr ſittliches Wohl
verhalten ſind ſolche Veranſtaltungen. Die Arbeiterſchaft
fordert aber auch kein grenzenloſes Mitleid, ſondern einfach
ihr Recht. Sie weiß, das billige Lebensmittel, billige Woh
nungen, höherer Lohn und kurze Arbeitszeit, die einzigen
durchgreifenden Hilfsmittel gegen Kinderelend ſind. Und ſie

fordern daneben vom Staat im Programm der ſozialdemo-
kratiſchen Partei: Feſtſetzung eines höchſtens acht Stunden be-

tragenden Normalarbeitstages, Verbot der Erwerbsarbeit
der Kinder (auch in der Landwirtſchaft), Uebernahme der ge-

ſamten Arbeiterverſicherung durch das Reich mit maßgebender
Mitwirkung der Arbeiter an der Verwaltung und ſchließlich
Unentgeltlichkeit der ärztlichen Hilfeleiſtung. Wäre das alles
in der heutigen Geſellſchaft durchgeführt, und würde daneben
die Gemeinde ihre Pflicht tun, dann bedürfte es keiner Mar-
garetenelendsluſtbarkeiten.

3. Mai.
1905. Gründung des Vereins zur Förderung des Fremden-

verkehrs.
4. Mai.

1703. Der reformierten Gemeinde wird das Paulinerkloſter über
laſſen.

1910. 75jähriges Jubiläum der Oberrealſchule der Franckeſchen
Stiftungen.

Achtung, Vuchdruckerei-Arbeiterinnen! Durch Bewilligung
des Tarifs bei der Firma Hohmann, Gr. Steinſtraße, ſind die
Differenzen, über welche am 26. April berichtet wurde, erledigt.Un ere Milgueder können daher jederzeit bei Hohmann in Arbeit

treten.

Ueber die Bekämpfung der Tuberkuloſe ſchreibt der Stadt
arzt: „Wir wiſſen heute, daß viele Fälle von Schwindſucht, recht

und koſtſpieliger als die Vorbeugung iſt. Eine der weſent-
lichſten gabe im Kampf gegen die Tuberkuloſe puß deshalb

der Schutz der Geſunden aber Bedrohten ſein. Die Gefahr

der Hauptſ darin, daß die Kinder ſolcher Eltern, welche
Tuberkelbazillen mit ihrem Auswurf entleeren, in ungeheuer
viel ſtärkerem Maße ſtändig der Anſteckungsmöglichkeit ausge-
ſetzt ſind, als Menſchen, die nur zufällig und gelegenttich mit
„Schwindſüchtigen zuſammenkommen. Jede Maßnahme, die
derartige Möglichkeiten mindert und junge Menſchen der für
ſie gefährlichen innigen Gemeinſchaft mit anſteckenden Haus-
genoſſen entzieht, wird deshalb als weſentliches Hilfsmittel
egen die Verbreitung der Seuche zu begrüßen ſein. Man
ürchtete früher die Schule, in der die Kinder einen großen

Teil ihres Lebens eng zuſammenhauſen, als eine für die Verbreitung der Schwindſucht beſonders W Anſtalt. Heute
werden die Schulen durch die ſtädtiſ en Aerzte genau auf das

See Anſteckender überwacht, und alle gefährlichen
Schulgenoſfen der Anſtalt ferngehalten; wir dürfen mit gutem
Grunde behaupten, daß jetzt für viele Kinder der geſündeſte
Aufenthalt unſere Schulen ſind, über deren geſund-
heitlich vorteilhafte Ausſtattung wir uns eher freuen ſollten,
ſtatt über die „Verſchwendung bei Errichtung moderner Schul-
paläſte“ ohne weiteres zu ſchelten. Dagegen ſind Kinder in
engen Wohnungen, in denen ſie mit Leidenden zuſammen
ſind, am eheſten der Anſteckung ausgeſetzt, und zwar im höch-
ſten Grade dann, wenn alle Wohnungsgenoſſen für längere
Zeit zuſammen ſind, nämlich zur Nacht zeit. Mit der Be-
achtung dieſes Umſtandes ſollte man einſetzen. Der Vater
län diſche Frauendverein hat nun unter dem Vorſitz
von Frau Geheimrat Dehne auf Anregung des Stadtarztes
beſchloſſen, hygieniſch einwandfreie Schlafpavillons im
Gartengelände ſeiner Kinderheilſtätte, Ludwigſtraße 37, zu er-
richten. Die zur Aufnahme beſtimmten Kinder werden von
dem Stadtſchularzt ausgewählt unter Berückſichtigung der
Familien- und Wohnungsverhältniſſe. Es werden nur ge-
ſunde, von anſteckenden Krankheiten frei befundene Kinder ſol-
cher Familien aufgenommen, in denen ſie durch Wohnungs-
genoſſen bedroht ſind. Die Kinder erſcheinen Nachmittags, er
halten einfaches aber kräftiges Abendeſſen, morgens Milchfrüh-
ſtück und bekommen ein zweites Frühſtück in die Schule mit,
ſo daß ſie erſt mittags zur Einnahme der Hauptmahlzeit nach
Hauſe zurückkehren. Der Betrieb der Schlafpavillons, welche
einfach, aber ſauber hergerichtet ſind, luftig und doch geſchützt
W wird am 5. Mai aufgenommen.“

s iſt bedauerlich, daß der Stadtarzt zur Verwirklichung
ſeiner hygieniſchen Beſtrebungen private Vereine in Anſpruch
nehmen muß. Es wäre heiligſte Pflicht der Stadt-
verwaltung, ſolche dringend notwendigen Einrichtungen,
für die der Stadtarzt mit Recht ſo warm plädiert, aus ſtädti-
ſchen Mitteln zu treffen, wie das die Sozialdemokratie ſchon
ſeit Jahrzehnten in ihrem Programm fordert.

Selbſtmurdverſuch eines Soldaten. Wie der GeneralAnzeiger
ſchreibt, verſuchte am Sonntag abend ſich in der hieſigen Garni-
ſonarreſtanſtalt (Kaſerne l, Reilſtraße) der in Unterſuchungshaft
befindliche Musketier Genske von der 10. Kompagnie Anhaltiſchen
Jnfanterie- Regiments Nr. 93 zu erhängen. Genske, der bewußtlos
abgeſchnitten wurde, konnte durch den ſofort herbeigerufenen wacht-
habenden Arzt des Garniſonlazaretts wieder ins Lebens zurück-
gerufen werden und wurde darauf in das Garniſonlazarett überführt.

Stadttheater. Donnerstag die Rabenſteinerin von Wilden-
bruch. Schülerkarten 1.10 Mk. an der Tages- und Abendkaſſe.
Freitag zum 1. Male wiederholt Meyers, Schwank in 3 Akten
von Fritz Friedmann-Frederich. Sonnabend zum letzten Male
Fauſt 1. Teil neu einſtudiert und inſzeniert mit der Muſik von
Arno Kleffel. Schülerkarten an der Tages- und Abendkaſſe.
Sonntag nachmittag Fremdenvorſtellung bei ermäßigten Preiſen
Glaube und Heimat, abends 7 Uhr letztes Opernfeſtfpiel: Fidelio.

Opernfeſtſniele im Stadttheater. Das Auftreten der Kammer-
ſängerin Edith Walker als Leonore in Beethovens Fidelio bedeutet
für Halle ein muſifaliſches Ereignis. Die Künſtlerin iſt heute die
bedeutendſte dramatiſche Sängerin. Edith Walker erhält in Halle
ein Honorar, wie es hier noch niemals einer Künſtlerin gezahlt
worden iſt. Der Vorverkauf zu den bekannten Feſtſpielpreiſen hat
an der Theaterkaſſe begonnen. Die Vorſtellung iſt bereits kurz
nach 9 Uhr zu Ende, ſo daß bequem alle Anſchlöſſe nach aus-
wärts erreicht werden können.

Jm Walhallatheater gaſtiert ſeit dem 1. Mai das Enſemble
des Münchner Luſtſpielhauſes Zum großen Wurſtel. Die
Direktion Eugen Robert glaubt, mit der Aufführung ihrer Ein-akter die deutſchen Luſtſpielbühnen reformieren zu können. Daß

ihr das gelingen ſollte, erſcheint nach den gelieferten Proben ſo
iemlich ausgeſchloſſen. Der erſte zur Aufführung gebrachte
Einakter Die Dame im Kamin von Friedrich Frekſa ſoll eine
Groteske vorſtellen. Ein von Eiferſucht geplagter Lebemann
erwiſcht ſeine ungetreue Frau auf Abwegen, würgt ſie und
ſtopft die „Leiche“ in den Kamin. Als ſeine Tat entdeckt wird,
ſpringt er in ſelbſtmörderiſcher Abſicht aus dem Fenſter und die
„teure Tote“ ſpaziert am Arm ihres Geliebten in den Tanz-
ſaal. Das iſt alles. Den betrogenen Gatten ſpielte Herr Alpin
Neuß ausgezeichnet, auch die übrigen Künſtler fanden ſich, ſo
gut es eben ging, mit ihren kleinen Rollen ab. Noch einfacher
und langweiliger iſt der Hans im Glück bekitelte einaktige
Scherz, der einen gewiſſen Latzko zum Verfaſſer hat. Es ver-
lohnt ſich nicht, näher darauf einzugehen. Wäre die Wiedergabe
dieſes ſogenannten Scherzes nicht leidlich gut geweſen, ſo wäre
das Publikum überhaupt nicht auf ſeine Koſten gekommen. Der
Herr mit der grünen Krawatte, der in der gleichnamigen
Villardſchen Groteske einem hohen ruſſiſchen Staatsbeamten

der ohne Koſakenſchutz und nur in Geſellſchaft ſeiner jungen
Frau auf der Eiſenbahn fährt), ſowie einem Flanellreiſenden
mit dem Revolver in der Hand „die Langeweile vertreibt“, iſt
eine vollſtändig unmögliche Figur. Der ganzen „Handlung“
haftet auch nicht eine Spur von Wahrſcheinlichkeit an. Der
ſtürmiſche Beifall wurde nur durch die komiſchen, aber keines-
wegs neuartigen Situationen hervorgerufen.

Apollothegter. Heute, am Margaretentag, findet die letzte
Aufführung der Operette Volniſche Wirtſchaft ſtatt. Morgen,
Donnerstag, den 4. Mai, findet die Erſtaufführung der Operette
Die keuſche Suſanne von G. Okonkowsfi, Muſik von Jean Gilbert,
ſtatt, die in Hamburg bereits über 100 Aufführungen erlebte und
zurzeit im Karltheater zu Wien in Szene geht.

Vergebliche Hausſuchung hielt die Polizei am heutigen lieb-
reichen Margaretentage in den Räumen des Volksblattes. Es
ſollten die Exemplare der Nr. 208 des Volksblattes, in welcher
der unter Anklage geweſene Artikel enthalten war: Klarheit für
die Proletarier Halles, der gerichtlich angeordneten Vernichtung
anheimfallen. Da aber weder Zeitungsblätter noch Druckplatten
o enden waren, mußte auf die Vernichtungsarbeit verzichtet
werden.

Lettin. Die für morgen, Donnerstag, angeſetzte Zuſammenkunft
der ſozialdemokratiſchen Frauen findet nicht ſtatt.

Aus den Gerichtsſälen,
Strafkammer.

Eine Perſonenſtandsfälſchung unternahm einmal eine jugend
liche vorbeſtrafte Näherin von hier, um ihre Vergangenheit zu
verwiſchen. Als ſie im Januar „Mutterfreuden“ entgegenſah,
ging ſie in die hieſige Franenklinik und ließ ſich dort unter falſchem
damen entbinden. Auch das Kind wurde unter falſchem Namen

in die Kliniksregiſter eingetragen. Mutter und Kind ſollen dann
hier längere Zeir uuangemeldet gewohnt haben. Es lag ſogen.
intellektuelle Urkundenfälſchung in Verbindung eit Uebertretung

Beilegung emes falſchen Namens vor; wofür in
die harte Strafe von zwei Monaten Gefängnis und 20
ſtrafe erkannt wurde.

Mißlungener „Freundſchaftsdienſt“. Auf Veranlaſſung da.
hieſigen „ſtreikenden“ Aerzte war bekanntlich, wie wir ſeinerzeit
ausführlich berichteten, der Arzt lir. med. Drechsler wegen
fahrläſſiger Körperverletzung unter Anklage geſtellt, aber vom
Schöffengericht freigeſprochen worden. Der Angeklagte war
während des hieſigen Krankenkaſſenſtreites in den Dienſt der
Kaſſen getreten und ſoll dadurch den Zorn der „Streikenden“

eraufbeſchworen haben. Gegen das freiſprechende Erkenntnis
atte die Staatsanwaltſchaft Berufung eingelegt. Zu der geſtrigen

Verhandlung waren nun mehrere Aerzte der Gegenpartei des
Angeklagten als Zuhörer erſchienen. Sie kamen aber nicht auf
„ihre Rechnung“, da der Staatsanwalt vor Eintritt in die Ver-
handlung ſeine Berufung zurücknahm.

Allerlei.
Verunglückte Aviatiker.

Oberleutnant Roſer vom 15. Feldartillerie- Regiment in
Saarbrücken war Dienstag morgen bei Habs heim bei präch-
tigem Wetter mit ſeinem Zweidecker aufgeſtiegen in der Abſicht.
einen Stundenflug zu machen. Nachdem er bereits eine halbe
Stunde lang geflogen war, wollte er gerade über dem Habs-
heimer Bahnhof eine Kurve nehmen, die aber anſcheinend zu
ſcharf war, denn er ſtürzte plötzlich aus einer Höhe von etwa
60 Metern hinab. Der Offizier wurde bewußtlos aufgehoben,
ſein Zuſtand erſcheint hoffnungslos. Der Apparat iſt
vollſtändig zerſtört.

Aus Sebaſtopol wird der tödliche Abſturz des ruſſiſchen Militär-Aviatikers, Hauptmanns Matyjewitſch und ſeines
BVruders, eines Marineleutnants, gemeldet. Beide waren mit,
einem Blsériot-Eindecker aufgeſtiegen. Plötzlich verſagte der
Motor, der Apparat ſtürzte hinab und ſchlug auf eine Stein
mauer. Die beiden Flieger waren ſofort tot.

Der holländiſche Aviatiker Wyn malen ſtürzte wäh-
rend eines Fluges zu Buc bei Verſailles aus 150 Meter Höhe
ab. Der Zweidecker und ſein Pilot fielen glücklicherweiſe in,
einen Teich. Der Apparat zerbrach, doch erlitt Wyn-.
malen nur leichte Verletzungen an den Beinen.

Ein Pfarrer während der Predigt ermordet.
Wie franzöſiſche Zeitungen aus der ſpaniſchen Ortſchaft

Motril (Granada) melden, wurde dort der Pfarrer Fara-
guit, während er von der Kanzel eine heftige Predigt gegen
ſeine Pfarrangehörigen hielt, von mehreren Burſchen über-
fallen und durch Meſſerſtiche getötet. Die Burſchen ſchleiften,
den Leichnam unter dem Beifall der Menge durch die Straßen
und wurden von der Bevölkerung geſchützt, als die Sendar
merie ſie feſtnehmen wollte. Was auf eine außerordentliche:
Beliebtheit des erſchlagenen Geiſtlichen ſchließen läßt.

Folgenſchwere Dynamitexploſion.
Jn dem Eiſenbahntunnel, der gegenwärtig bei Vallorbes!
in der Schweiz durch den Mont d'Or gebrochen wird, explo-dierte unverhofft eine Mine. Zehn Arbeiter wurden zum Zeit

ſehr ſchwer verletzt. Einem Arbeiter wurden beide Augen,
ausgeriſſen und die Glieder zerſchmettert

Kleines Allerlei. Der Offizier als Revolverheld.
Das Oberkriegsgericht in Wilhelmshaven verwarf
Dienstag die Berufung des Leutnants Popolski, der am
17. März vom Kriegsgericht wegen verſuchten Totſchlags zu
drei Monaten Gefängnis verurteilt wurde. P. hatte eit
in einem Nachtcafés nach einem Streit auf einen Reiſenden

eſamk auf
k. Geld

mehrere Revoiverſchüſſe abgegeben. Große Unter
h wurden bei einer noch nicht Abſchluß gekommenen Reviſion der ſtädtiſchen Kaſſen in urg
u en in Bahern aufgedeckt. Die Veruntreuungen erſtrecken
ich über mehrere Jahre. Bis jetzt wurde feſtgeſtellt, daß
12 000 Mk. fehlen, doch befürchtet man, daß die Summe weit
größer iſt. Von einer ſtädtiſchen Kaſſe fehlen ſeit fünf'
Jahren ſämtliche Belege. Außerdem zirkulieren Ge
rüchte, daß von den Hochwaſſerunterſtützungen des Jahres 1899
der größte Teil unter ſchlagen wurde. Jn Honnef
wurde der Buchhalter Rösgen von der Maſchinenfabrik
Reuther u. Reifert wegen Unterſchlagungen in bedeu-
tender Höhe verhaftet. Man ſpricht von etwa 50 000 Mk.

Waſſer ſtände.
Unſtrut und Saale. Fall Wuchs

Artern, Brückenpeg. 1. Mai -40,48 2. Mai -0,46 0,02
Nebra, Oberpegel 2,08 2,08Unterpegel. c1,40 r1,40Weißenfels, Oberpg. 2,46 2461

Unterp. 70,36 cr0,22 0,14Trotha 1,62 1,78 (0,16Alsleben, Oberpegel 72,34 2,37 (0,03Unterpegel c1,30 r I1,36 (0,06Bernburg 790,80 0,94 (0,14.Kalbe, Oberpegel 52 rl,52Unterpegel 0,65 0,60 0,05Elbe.

Dresden 1. Mai --0,72 2. Mai --0,68 (0,14

Torgau 1,44 (0,09Wittenberg 2,32 2339 (00,07Roßlau c1,72 1,73 0,01Barbo 1,88 s 1,86 0,02Magdeburg Tr 1,8 1,/61 0,07
Quittung.

Für Parteizwecke. Verſammlungseinnahme am 1. Mai
1911 in Nietleben erhalten 20,10 Mk. Rechtskonſulent R d

eiwand.

Für die R edaktion des Volksblattes iſt ein neuer Telephon
anſchluß unter

Nummer 338
eingerichtet worden. Telephoniſche Nachrichten und Mit-
teilungen für die Redaktion ſind nur an die Nummer 338 zu
richten. Für die Expedition beſteht zur Entgegennahme von
Jnſeraten, Abonnements und für die Regelung ähnlicher geſchäft
licher Angelegenheiten weiter der Telephonanſchluß

Nummer 1047.
W

danerhafte Arbeit unter Garantie

WBer
Rathausſtraße 2neben t t S 90 Muster zimmer ehemal. Schreiberseh. Reitbahr.

Besiehtigung ohne Kantzwang erbeten. e

Möbel -Fabrik und Magazin

h

J. e 1 een
Mittelſtraße 5a,

Moderne, elegante, edle Formen,

Einfache Pinrichtung:
Wohnzimmor J h eeeeBessere Einrichtung: Elegante Pinrichtung:

3225. Wohn- u. Eas zimmer 420. v terrenzimmerv es m Es szimm ar 820.r afz immer Sohlafzimmer 480.
Mk. 390. ohe D Küoheo 150. C e S TMk. 1182. Mk. 2710.Transport änreh eigene Gospanne frei ans Vinriohtungen in alen
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Margarete ntag Fest Vorstellung

mit Alwin Neuss a. G. Anfang 8 Uhr.

urg-Kino, Triftſtr. 22.
Baſtia nach Cap Corſe,
Neues ans aller Welt. 18
Punkte, ſpann. Detektiv-Drama.
Der Dorſpofthalter, ſehr ſpannendes Drama vom Lande.
als Zahnarzt, A. Film, Liebes -Komödie.
Diebſtahl, hochkomiſch. Berg und Talſchlitten, Großer Humor.

14 hiſtor. Drama.

Zur vom 3. bis 5. Mal, ſehr ſchön: Mit der Eiſenbag

prachtv. Aufnahme. S Pathe- r e r en
Die ſieben

Der Seeſtern, ergreif. Drama.
Ein geheimnisveſler

Moderne

rauch vollkommen unPintreinigung
S ſchläge Kor Puenz, i

i ort ich de aährt.Bei ein eirdr J von 7 r fra tro r tlich in den Avotheken.
Des 1 Lalle, à S Enhol Apotnene, mitkHonhenzsnern-Apotnekse, Cöwen-Anornene. Anotnoke,

Blutauf ſriſchu.Safierel nigung d. Haut

Als rein pflanzliches,
h ſt bei längerem Ge

ſhädliches Laxans zur
und

t und Rheumatismus, Hämorrhoiden, haben f ſich T. e
Gias für eine Fruhüin gaskur ausreichend 1,50 4.

ich mein, nunmehr

Iumpen, Ruochen, Papier,
W Neue u. getragene Schuh gen Beachtung undkisen, tetaſie, Gummi kauft waren, Reparaturen ſchnell empfehlen.
J billig, wie bekannt beiMhe Bois Große 1 J Trothaerstrasse 15.häe n. 22. Schukwecher-Klausſtr. 22 G fuhmann, z Fernsprecher 9132.

Grude ofen erkauft billig Große Klausſtraße 12.
Steinweg 50. Bitte um gütigen Zuſpruch.

Cfrolaer ichlhoelen

(Roter Adier).
Sonnabend den 6. Mai:

Wieder Eröffnung l

Neue Bichenbohlen-

Sommer-Kegelbahn.
Nachdem Kraft und Liebe fünf Wochen r zusammen

wirbten, etwas wirklich Schönes erstehen zu

Loxkalitàäton.

Idylisch angelegter
Konzert- u. Restaurations- Garten. e

Parkettierter

Fost-Saal.

Revon kann

hochmodernes Etahblissement
zu fleissigem Besucho bestens

Mit freundlichom CGrub

Arthur Weber.

der

wagen Lmlen

im I ar.
vxw. Prachivolle

Zu beziehen durch die

Halle a. S., Harz 42/43.

Harzklub-
Routenkarte

Wanderwege, der wichtigsten

Fuhrstruscen, Eisenbahn-

Post-, Omnihus- und Kraft-

Preis 28 Pfg.
Ansjehtskarten vom Harz.

Volksbuchhandlung

-Wegtet.
Drektion: Gustav Poller.

Heute, am Margaretentag
Scoſeßeft Vorſtellung

Zum letzten Male!

Polnisohe
Wiritsohaft
Der Reinertrag iſt dem
wohltätigen Zweck d. Kinder
hilfsBlumentages beſtimmt.
Rorgen Donnerstag d. 4. Na

Premiere von
Die Heuoche Suanne

Opereſfe i. 5 Ab. v. G. OkonKows l
Musik von Jean GlIbert.

slbditſenter alle

Direktion Geh. Hotrot M. Richards
Fernruf 1181.

Donnerstag den 4. Mai:
221. Vorſtellung i. Ab. 1. Viertel.

Standesamtliche Nachrichten.

und Eliſe Berger (Große Schloß
gaſſe 14 und

10 Se A r Se
(Mitgl. d. Arb. -S.-B.)

(150 Sünger.)

Mittwoch,
o ſe

Frühjahrs-Ko
Mitwirkende: Frl. Maric Hahn, Cello-Virtuosin aus Kiel

Arbeiter-Sängerchor Halle a. S.
Leitung: Kapellmeister Hugo Engelmann,

10. Mai, abends 8' Uhr im

Joh. Sonnabend, IIalle a. S., am Flägel.

1. Teil II. TeilMannerchäro- MAnnserohöre1. Nas de Feuer Vtbmann. 5 hen Wie Mutter.term Lindenbaum 20 2 Vn t on o. Sturm c) Der trüumende See Sebhumavn.
on ur8. a) Allegro moderato Drei Stücke für Cetto:c Junge 5. a) Gavotto Kle 1n v Sarabande) J vgeO Wenmnergkär- e Tarantel le Pappe3. a) rilgerchor aus Tannhäuser R. Wagner. männerchörse
Lied vom Arbeiter Schneider. 6. Verlassan Kosehatdung Voläer Röntgen. p) Zieh' mit Angererc) Tanz und Gesapg Zander

G Während des Vortrages bleiben die Saaltüren geschlossen. T
Karten bei allen Sangesbrüdern und den bekannten Stellen.

(150 Sänger.)

„Volkspark“

nzert.::
und Herr Kapellmeister

T

s e Mir Aire

0

Se

Finkoeh- Apparate
Marke Bade-Duplex empfiehlt
G. F. Ritter o. p. v. u.

Leiprigoerstre asse 90.

Kaufe
Papier zum Einſtampfen, Lumpen,
Knochen, m Felle etc.Tel. 2409. Herm. nein,

Arbeiter Kneſchke u. Anna Hüpfe

traße 2). Kaufmann Bernhard

Froſe).

Schnellroda).
Geboren:

mouteur Endrulath S.
burgerſtraße
aus Döllnitz TKoch aus Rieſtedt T. (Klinik).

riettenſtraße 5).
HalleGieblchenſtein, Kbecheberg 5.

Freitag

Robert Lüdieke,
Glauchaerſtraße 71.

gr. goniachtetest aus Gerbſtädt T.
beiter Brandt S. (Brunoswarte25).

Geſtorben: Maler Kaiſer, 19 J. S

T Donwerſgs
v l ar. anVereinen iel 635.

Kaufeo
Papier, Bücher, Lampen, Fisen,

Gummi, Möetalle u. Felle.

Rerm. Rein,
Hatle-Giebiohonstein,

Königsberg 5. Tel. 2409.

Arheitsmarkt e
2 Rjünrige

Ardeilshursthes

m

Die besten

Iischmesser
sind die billigsten.

Wir führen darin hervorragend gute Fabrikate wie:

J. A. Henkels, Solingen.

Wir achten speziell

auf reiche Auswahl
und billigste Preise.

Eduard Wasthbokf, Solingen.

Alpacca von Artur Krupp, Berndorf.

C. F. Ritter
Leipzigerstrasse 90.

ſofort geſucht.
Ziegelei Burg b. Ammendorf

(an der Straße nach Merſe
burg).

V. Herden.

erh. Frauen, welche Maſchineſtricken erlernen wollen. Ma ine
wird geliefert. Lernen koſtenfrei.
Auch auswärts. Stundenlohn
20 bis 30 Pfg. Auskunft erteilt
bereitwilligſt

Räse, Fleiſcherſtr. 25 pt.

50 Provigion

Verband d. Fahrilarbelter Deutſchland

Zahlſtelle Halle a. S.
ver Sofort geſucht ein Hilfskaſſierer in Wochenlohn wo
für Diſtrikt Ammendort. Derſelbe muß Mitglied des Verbandes
und der Zahlſtelle ſein und zwei Jahre der Organiſation angehören.
Reflektiert wird auf einen Kollegen, der mit den Organiſations-
verhältniſſen und dem Einkaſſieren gut vertraut und imſtande iſt,
kleinere Verſammlungen ſelbſtändig abhalten zu können. Geſuche
ſind bis ſpäteſtens Sonnabend mittag 1 Uhr im Bureau abzugeben.

Die Ortsvoerwaitung-

X Merseburgerstrasse 48.
x Liesbeth Gauditz, e h

Wohne jetzt

ich, wenn Sie in Jhrem
ezirke als

Ineraten Vertreter
P. T mein Fachblatt tätig ſind.

mit Ref. unt. Poſtlager
karte 24, Hannover 1 erb.

De

M Spieldauer ca. Stunde.

R
aufopfernder Fllaventreue

Tüchtigenugelinenchnera dreder

für dauernde Beſchäftigung werden eingeſtellt von

Adolf Sohaefer, 6. m. b. H.
R Haschinenfahrik u. Elsengiesverel, Wittenberg er. habe.

Xaus arbeit

(Brunoswarte 2).

ſtraße 33).
1 J. (Böllber
bote Barth,

Malers Renner Z.
er Wetg 14). Kaſſen

Lutherſtr.

ſtraße 12 und Mer J 8).
Schloſſer Quellma
Müller (Krökwitz
Schmidt und Lina
ſtraße 77 und Wielandſtraße 18).

baumeiſter
Müller (Greifswald u. Jägerpl. 8).

Werele
ſtraße 27).

und Geiſtſtraße 14

S. (Talſtraße 1).
Meißner S. h 3).

(G' Da 3). Wächter Nikola
T. (Böckſtraße 2).
Litzkendorf T.
Arbeiter Rahm
ſtraße 78). Sattler Preißler T.
(Gabelsbergerſtraße 25).
Heinz T. (Göbenſtr. 17). Muſik-lehrer Seher S. (Reilſtr. 37).

Geſtorben: Maurerlehrling
o aus DNbuſtedt, 15 J.
(Dialvniſſerhaus

ilſtraße 88).

GHalle-Süd (Steinweg 2) 2. Mai.
Aufgeboten: Schneider Tiffe

ernburgerſtr. 254).
ſang raße 41 und Schimmel-

und Gertrud Pabſt Halle und
Zimmermann Klingner

und M. Rühlmann (Halle und

Dachdecker Vöſener
T. (Mansfelderſtr. 46). Heizungs-

(Merſe-
oſtboten Fauſt von Fritz Friedmann Frederich.(Klinik). Must etier

Schneider Steinbrecher S. (Hen-Dreſcher Schlag Baupolizei-
(Klinik). Ar-

Schloſſers Haſſe S., 2 J. (Tor

Halle-Nord (Gr. Denke 88)

2. Mai.
Aufgeboten Propagantiſt Saal

feld und Klara Bärwinkel (Tal-

Anna
tr. 8). Dentiſt
hme (Linden

Eheſchließzungen: Resigrunss
roſihn und Gertrud

immermann und Jda
ielandſtr. 8 u. Fleiſcher-

ngenieur Gericke und
Martha Reichardt Nordhauſen

Geboren: Stukkateur Werner
Zimmermann

Maſchiniſt

(Trothaer

Kellner

Schülerkarten Mk. 1.10 an der
Tages und Abendkaſſe.

Die Rahbensteinerin,
Schauſpiel in vier Akten

von Ernſt v. Wildenbruch.
l Kaſſenöffnung 7 Uhr.

Anf. 7 Uhr. Ende geg. 10 Uhr.

Freitag, den 5. Mai 1911:
222. Vorſtellung i. Ab. 2. Viertel.
Aovtlät! Zum 2. Male Kovnät!

I S W RIR S.
Schwank in 3 Akten

t

S Verordnung
(Liebenauerſtraße 15). Privatmanns Gärtner w. 17 Marie für das platte Land
geb. Linke, 81 J. (Fritz Reuterſraß u Arbeiters Rabe S., des Regierungsbezirks Hersehurg.

onate Vom 5. Dezember 1910.

Preis 60 Plg. Porto 5 Pfg.
Zu beziehen durch die

Volkchuchdandlung Halle à

u r
in Horn und rC. F. Ritter b.
Leipzigerstrasse 90.

Fahrrad mit Freilauf u. Rück
trittbremſe preiswert z. verkaufen.

Diemitz, Werderſtr. 12 I.

Kartoffelagfer a. d. Reilſtr. zu
verpachten. Zu erfragen bei

Faokamuth, Deſſauerſtraße 13.
Kinderw. b. z. verk. Hochſtr. 9, H. pt.

G

I Diakon Elze S Zi dieſtraſe 1a).Pfefferküchler Brauer r t- ſeit t la lieren. Aus

ſtraße 25). Rangierer Pfeiffer 8.Harz 47). Buchdrucker rig ver M orgn, zur Nachricht,

gah m m. gar be daß unſer Mitglied, der Maler
ahle ittekindſtraßeBohrer Wagner T. (Trothaer Max Kaiser

ſtraße 24). Arbeiter Werner T. nach langem, ſchwerem Leiden
vormittags, veram 1.

ſtorben iſt
Sein Andenken balten die

Mitglieder der Filiale in Ehren.
Die Beerdigung findet am

Donnerstag, den 4. hmittags 4 en der Leichen
halle des Südfriedhofs aus
ſtatt. Zahlreiche Beteiligung
wird gewünſcht. Der Vorſtand.

Nac
Montag, den 1

Irbelter-dadfahrer- Verein Raſſen S.

und Umgegend Aht. Halle a. S.

hruf.
Mai, nachmittags 3 Uhr, deren nachlangem, ſchwerem Leiden unſer trenes wities, der Maler

Max KaisorWir werden ſein Andenken ſtets in Ehren halten.
Der Voretand.

Die Beerdigung findet Donnerstag nachmittag 4 Uhr von
der Leichenhalle des Südfriedhofes aus ſtatt.

Ein Beispiel

während des

werbe büreerkreees.

Spieldauer ca. Stunde. VGeiststr. 5 Modernes Theater Geisist. 5.
C Wux vie Jnſerate verantwortlich: Rob. J tgnex. Druck der Halleſch. VenoſſenſchWugdrus (E. G. m. b. 95 S ver vorm. u Groß jetzt A. r S Sämt. i. Halle

D



2. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 103 Halle a. S., Donnerstag den 4. Mai 1911 22. Jahrg.

Die Maſfeier in Wien.
Aus Wien ſchreibt man uns: Die Wiener Arbeiter haben

ſich ſchon bei der erſten Maifeier das Recht auf vollſtändige
Arbeitsruhe errungen. Und was ſie vor zwanzig Jahren mit
einem Handſtreich gegen Polizeigewalt und Unternehmer-
borniertheit erkämpften, das haben ſie aufrecht erhalten, ſo ſehr
auch die Gegner ſich anfangs zur Wehr zu ſetzen ſuchten. Wenn
es in den erſten Jahren noch Kämpfe in der Freigabe des
1. Mai gab, ſo iſt es heute bereits in das allgemeine Bewußt-
ſein eingedrungen, daß der 1. Mai den Arbeitern gehört, und
in zahlloſen Kollektivverträgen iſt es verbrieft, daß am 1. Mai
die Arbeit ruht.

So hat die Maifeier in Wien ihr durch die Tradition feſt-
gelegtes Gepräge. Am Vormittag politiſche und Branchen-
Verſammlungen, am Nachmittag der Marſch in den Prater.
So war es auch heuer, nur daß diesmal der Wahlkampf
die Arbeiter zu noch viel großartigerer Beteiligung anſpornte
als ſonſt. Am Vormittag fanden etwa 60 Verſamm-
lungen ſtatt, die alle maſſenhaft beſucht waren. Die Referate
in den politiſchen Verſammlungen erſtatteten meiſt die Reichs
ratskandidaten. Der Aufmarſch in den Prater war heuer trotz
des ungünſtigen Wetters Wolken bedeckten den Himmel und
wiederholt wurden die Demonſtranten vom Regen durchnäßt
faſt doppelt ſo ſtark als im vorigen Jahre. Die
Genoſſen kamen in den einzelnen Bezirken um 2 Uhr in
den entfernteren ſchon um 1 Uhr zuſammen und zogen dann
mit ihren Fahnen und Standarten über die Ringſtraße zur
Praterſtraße und von da in den Prater, wo ſich in 49 Gaſtwirt-
ſchaften die einzelnen Fach und politiſchen Organiſationen zu-
ſammenfanden.

Die Spitze des Zuges beſtand aus den Organiſationen des
18. Bezirls (Währing). Sie trugen außer einer großen roten
Fahne eine Standarte, die in ſcherzhafter Weiſe eine Rede
des chriſtlichſozialen Kandidaten in Währing, des Prinzen
Liechtenſtein, perſiflierte. „Der Liechtenſteinſche Stiefel“
lautete die Jnſchrift und an der Stange hing ein großer Stiefel.
Die Tafel war zerriſſen und wieder zuſammengeklebt. Die
Polizei hatte die Beleidigung Seiner Durchlaucht als Ver-
brechen wider den Staat angeſehen und eine Attacke unter
nommen, um den Stiefel und die Standarte zu konfis-
zieren. Bei dem Handgemenge war die Standarte zerriſſen
worden, aber die Genoſſen hatten ſie vor der Polizei zu ret-
ten vermocht, und ein zweites Mal wollte die Polizei ſich mit
dem Stiefel nicht mehr blamieren. Ein ähnliches Schickſal
hatte auch ein großer Leinwandſtreifen gehabt, der auf rotem
Grunde die weiße Jnſchrift trug: Weg mit den Gott-
Nimm-Anbetern Die Genoſſen des 20. Bezirks
(Brigittenau) trugen dieſe Standarte in ihrem Zuge. Auch
hier wollte die Polizei die Beleidigung der chriſtlichſogialen
Gott-Nimm-Partei nicht dulden, aber nach kurzem Hand
gemenge zog der übereifrige Polizeikommiſſär, der die
Attacke befehligt hatte, ſeine Truppen zurück. Die
Brigittenauer Polizei hatte auch noch ein übriges getan, um
die Chriſtlichſozialen vor Angriffen zu ſchützen. Der ganze
Brigittaplatz, wo der chriſtlichſoziale Kandidat Müller wohnt,
war von der Polizei abgeſperrt und kein Arbeiter wurde durch-
gelaſſen. Den Genoſſen von Marighilf wollte die Polizei eine
Standarte konfiszieren, die einige politiſche Daten über die
Koſten der Dreadnoughts enthielt. Da aber die Standarte
aus Holz und überdies ſehr groß war, hätte es noch viel mehr
Aufſehen erregt, wenn Poliziſten die Standarte über die Straße
getragen hätten und ſo entſchloß ſich die löbliche Polizei, die
aufreizenden Ziffern nicht zu verbieten.

—Z

Von dieſen kleinen Zwiſchenfällen abgeſehen, ging die Mai-
feier ohne Zwiſchenfall, d. h. ohne weitere polizeiliche Blamage,
vor ſich. Die Zahl der Fahnen und Standarten, die in dem
Zuge getragen wurden, iſt nicht abzuſchätzen. Die Südbahner
und Staatsbahner viele in Uniform trugen eine Stand-
arte mit einem geflügelten Rade, der 16. Bezirk (Ottakring)
einen etwa drei Meter breiten Leinwandſtreifen mit der Jn-
ſchrift „Auf zum Wahlkampf! Ottakring iſt rot und
muß es auch bleiben.“ Auch andere Standarten hatten Jn-
ſchriften, die ſich auf den Wahlkampf bezogen: „Wahltag iſt
Zahltag!“, „Wählet ſozialdemokratiſch!“ und dergleichen. Jn
dem Zuge des zweiten Bezirks (Leopoldſtadt) gingen etwa 100
Frauen in roten Bluſen. Jn großer Zahl waren wie immer
auch die Radfahrer da, die Räder rot drapiert. Auf der Ring
ſtraße und der Praterſtraße ſtanden zu beiden Seiten der
Straße viele hunderte ſozialdemokratiſcher Ordner mit roten
Armſchleifen.

Um 6 Uhr abends begann der Abmarſch vom Prater. Die
Organiſationen zogen wieder in geſchloſſenen Reihen in ihre
Bezirke. Es war eine impoſante Demonſtration.

Gewerkschaftliches.
Ausſperrungen wegen der Maifeier

haben die Scharfmacher nicht in nennenswerter Zahl vorge-
nommen. Sie werden ſich eben doch mit der Zeit mit dem Ge-
danken vertraut machen müſſen, daß ſich die Arbeiter auch durch
tagelange Ausſperrung nicht einſchüchtern laſſen und den
1. Mai als ihren Feiertag erſt recht durch Arbeitsruhe
begehen. Freilich, die Unternehmer müſſen doch ſo tun, als ob
ſie den „Herrn im Hauſe“-Standpunkt wahrten, ſo ſchwer es
ihnen auch fallen mag, daß ihnen der Profit für einige Tage
verloren geht.

Nach den vorliegenden Meldungen wurden in Berlin in
320 Betrieben 6768 Holz arbeiter ausgeſperrt. Davon
ſind ungefähr reichlich 6000 Mann auf drei Tage, die übrigen
längere Zeit ausgeſperrt und entlaſſen.

Jm Berliner Metall gewerbe wurden in 17 Betrieben
501 Arbeiter und Arbeiterinnen ausgeſperrt, und zwar drei,
ſechs bis acht Tage.

Vom Zimmererverband wird gemeldet, daß 140 Mann
auf drei Tage ausgeſperrt ſind.

Jn Braunſchweig wurden 2000 Metallarbeiter
auf acht Tage ausgeſperrt.

Die Arbeiter der Flensburger Schiffswerft, die den
1. Mai gefeiert haben, wurden bis zum 5. Mai aus geſperrt.
Es werden etwa 1100 Arbeiter von dieſer Maßnahme betroffen.

Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe.

Der Kampf im Hafengebiet Mannheim-
Ludwigshafeniſt beendet. Unter dem Vorſitz des Ge
werbegerichtsvorſitzenden Dr. Erdel in Mannheim tagten die
Parteien in voriger Woche täglich faſt un unterbrochen. Es
kamen fünf Tarifverträge zuſtande mit durchſchnittlicher Lohn-
erhöhung von 1,50———2 Wek. pro Woche auf vier Vertragsjahre
verteilt. Ab 1. April 1912 tritt für die Mehrzahl der Arbeiter
eine halbe Stunde Arbeitszeitverkürzung pro Tag ein.

Eine Verſammlung der am Kampf im Hafengebiet beteiligt
geweſenen Arbeiter hat die Wiederaufnahme der Ar-
beit für den 3. Mai beſchloſſen.

Der Streik der Steinarbeiter in Gelſen-
kirchen iſt noch nicht beendet. Angebahnte Verhandlungen
ſind reſultatlos verlaufen. Die Unternehmer machen große
Anſtrengungen, um Arbeitswillige anzuwerben.

Jn Koblenz iſt der Steinarbeiterſtreik zugunſten der Ar
beiter beendet worden. Erreicht wurde eine Erhöhung der
Stundenlöhne von 5 Pfg. der Minimallohn beträgt jetzt für
Steinhauer 60 Pfg., für Schleifer 50 Pfg. und für Hilfsarbeiter
47 Pfg. Die Tarifdauer iſt vom 1. Mai 1911 bis 1. Mai 1913.
Die Akkordpoſitionen werden um 8 Prozent erhöht.

Wegen des ſeit Wochen anhaltenden Streiks der Textil-
arbeiter der Firma Kolck u. Ko. in Coesfeld beſchloß der
Verband der Münſterländiſchen Textilinduſtrie, die geſamte Ar-
beiterſchaft des Münſterlandes, etwa 12 000 Arbeiter,
auszuſperren, wenn die Arbeit bei der genannten Firma
nicht bald wieder aufgenommen wird. Die Kündigung ſoll
nächſten Sonnabend erfolgen. Die Streikenden fordern eine
Lohnerhöhung-

Soziales.
Die volks wirtſchaftliche Bedeutung der Säuglingsſterblichkeit.

Der Reichstagsabgeordnete H. Potthoff ſtellt in der Zeit
ſchrift fir Jugendwohlfahrt intereſſante Berechnungen
über die volks wirtſchaftliche Bedeutung der Säuglingsſterblich
keit an. Wir hatten in Deutſchland im Jahre 1908 eine Säug-
lingsſterblichkeit von 17,8 Prozent, d. h. vor je 100 lebend ge
borenen Kindern ſtarben vor Vollendung des erſten Lebens-
jahres 17,8 wieder weg. Bekanntlich ſteht Deutſchland mit dieſer
hohen Säuglingsſterblichkeit faſt an der Spitze aller Länder;
es wird nur noch von Rumänien, das 19,7, Ungarn, das 19,9,
Oeſterreich, das 20,2 und Rußland, das 27,2 Prozent hatte, über-
troffen. Doch liegen die Ziffern aus den letztgenannten
Ländern zum Teil mehrere Jahre zurück, ſo daß der Vergleich
heute für Deutſchland vielleicht noch ungünſtiger ausfallen
würde.

Jn abſoluten Zahlen ausgedrückt ſtarben in Deutſchland
1908: 359 000 Säuglinge. Die Tränen, die um den Tod dieſer
unter ſo viel Leiden geborenen und mit ſo viel Freuden er-
warteten Kinder gefloſſen ſind, die Summe von Jammer und
Weh, die dieſe Zertrümmerung ſüßer Hoffnungen verurſacht
hat, ſind natürlich nicht zu zählen oder zu wägen. Wohl aber
laſſen ſich die Koſten, die durch die Geburt, die Pflege und Er
nährung während der erſten Monate und dann durch die
Krankheit und den Tod dieſer Kinder verurſacht wurden, unge
fähr abſchätzen. Nimmt man an, daß die Geburt eines Kindes
im Durchſchnitt etwa 150 Mk. Unkoſten Verluſt an Arbeits
einkommen der Mutter, Hebamme, Arzt, Apotheke uſw.) ver
urſachen und ſetzt man die gleiche Summe für die Wartung
und Ernährung des Säuglings, für die durch den Tod und das
Begräbnis entſtehenden Unkoſten an, ſo ergibt ſich der Betrag
von rund 300 Mk., der für jedes im Säuglingsalter verſtorbene
Kind durchſchnittlich unproduktiv ausgegeben wird. Es iſt dabei
natürlich gleichgültig, ob Krankenkaſſen oder andere Verſiche
rungseinrichtungen der Einzelfamilie einen Teil dieſer Koſten
abnehmen; für die geſamte Volkswirtſchaft iſt der Verluſt doch
vorhanden.

Die 359 000 Kinder unter einem Jahre, die 1908 in Deutſch
land geſtorben ſind, haben alſo dem deutſchen Volke einen Ver
luſt an Nationalvermögen von rund 108 Millionen Mark ge
bracht, eine Summe, die ſicher anderweitig beſſer hätte ver
wendet werden können.

Nun iſt ja glücklicherweiſe die Säuglingsſterblichkeit in einem
beſtändigen Rückgange begriffen dank der Verbeſſerung unſerer
hygieniſchen Verhältniſſe und ſonſtiger zu dieſem Zwecke ge

Wenn der Vorhang fällt.

Aus der Komödie des Lebens.
Roman von Jonas Lie,

2] r Nachdr. verb.gFrrit draußen ſprang jählings der weiße Leuchtturm in das
icht.
Ueberall herrſchte die Unruhe des Jnſtallierens. Alle Welt

war nervös beſchäftigt, ſich eiligſt den an Bord des Ozean-
dampfers beſtellten Platz zu ſichern.

Köpfe und halbe und ganze Geſtalten tauchten für einen
Augenblick auf den Kajütentreppen auf, um ſich umzuſehen, zu
orientieren und wieder unterzutauchen.

Andere, Schwerfälligere oder Neugierigere, fanden es not-
wendig, einen Rundgang über das lange, weiße Deck zu unter
nehmen, Türen aufzuſchieben, in die Salons zu ſchauen oder
einen Platz darin auszuprobieren.

Unter ſprangen die Stewards mit ſchweißtriefen-
den Geſichtern unter den verſchiedenen ſich kreuzenden Befehlen
hin und her, um allerhand falſch plaziertes Reiſegepäck, das
aus halboffenen Kajütentüren hitzig reklamiert wurde, an die
rechte Stelle zu ſchaffen.

Ein paar Paſſagiere hatten ſchon angefangen, ſich ihre eigene,
ſpezielle Promenade auf dem Verdeck einzurichten. Wie wan-
delnde graue Koffer, die den Atlantiſchen Ozean viele Male
paſſiert hatten, ſahen ſie aus. Sie hatten ihr gutes Geld be-
zahlt und fanden im übrigen ihre ganze Umgebung höch
nebenſächlich. Mit ſchiefen Blicken beobachteten ſie nur diez enſeeet Wegeanlagen, um einander nicht ins Gehege zu

kommen.
Der mit dem Backenbart? in der hellen Mütze, den

gelben Schuhen und dem großen, mehlgrauen Reiſemantel
erklärte der wachehabende Offizier dem Linienkorreſpondenten,
der mit Notizbuch und Bleiſtift daneben ſtand, „das iſt Myn-
heer van Tituf fährt zur Jagd nach Montana. Heute mor-
gen haben wir ſeine zwei Vollblutpferde an Bord genommen.“

zur Jagd nach Montanag zwei Vollblutpferde an
Bord notierte der andere.Auf dem oberſten Deck ging ein Herr mit einem eben erhal-
tenen Telegramm in der Hand. Er ſtudierte dieſes noch immer,
als man ſchon den Leuchtturm paſſierte, ſteckte es dann in die
Taſche ſeines weiten Ueberziehers, nahm es aber zu erneuter
Beſichtigung wieder heraus.d Kreimal ſtand er nachdenklich vor der Kajütentreppe

i wandte aber immer wieder um, blieb ſtehen und ſtarrte
in die See an V terauf

Jetzt kam ſeine Frau herauf.Wer Jon wo bleibſt du denn ſagte ſie. „Haſt du uns
denn ganz und gar vergeſſen Wir haben doch ſo viel zu ord-
nen drunten. Ich ſtehe da zwiſchen allen Sachen und du haſt

lüſſelm el nachdenkliches Geſicht wurde nach einer ge
wiſſen Anſtrengung aufme

„Richtig beinahe hätte ich vergeſſen, dir dieſe Depeſche
zu zeigen. Jch betam ſie eben von der Schiffspoſt. Von Folt-
mar. Da lies

Seine Augen wachten über ihr, ſtarr, wie die eines Raub-
vogels, während fie das Telegramm durchlas.

Es lautete:
„Aus den Augen nicht aus dem Sinn. Lebt wohl, lebt

wohl! Euer betrübter Freund Foltmar.“
„Ja das iſt eine treue Seele!“ beſtätigte der Doktor in

eigenem Ton.
„Wir wollen aber jetzt nur an deine Berühmtheit denken!“

lachte ſie, noch mit Tränen in den Augen „daran, daß du es
zu etwas Großem bringen wirſt!“

Des Doktors Lippen zitterten in ſeine Augen trat ein
ſeltſames Leuchten.

„Ja die erſte Dame der Stadt, mit all ihren originellen
Einfällen immer an der Spitze opfert die ganze ſchöne
Vergötterung auf dem trockenen Altar meiner Wiſſenſchaft!“

ſonderbar unterbrach er ſich ſelbſt mit einem ge-
wiſſen Galgenhumor. „Foltmar ſchickt ſeinem kleinen Liebling
nicht einmal einen Gruß. Der Junge wird wohl mit einbe-
griffen ſein ſo hat er ſich das bei der Depeſche erſpart.“

„O Jon,“ rief ſie, „ich kam doch, um dich und die Schlüſſel zu
holen. Drunten ſitzt Jſaat, der arme Kerl, bei dem Mädchen
und möchte ſo gern ſein Steckenpferd haben. Er hat ge-
ſehen, wie der andere Kleine in der Kajüte nebenan mit ſeinem
Ball ſpielte.“

„Natürlich ſelbſtverſtändlich! Der Junge muß immer auf
dieſe Weiſe unterhalten ſein ſo überſchüttet mit Spielſachen,
wie er iſt. Und jetzt für die Reiſe man kann wohl ſagen,
Spielzeug für ſeine ganze Kindbeit!“

„Aber Jon, hatteſt du mir nicht verſprochen, guter Laune zu
ſein! Jetzt brauchſt du doch nur an dich ſelbſt und an mich zu
denken. Kein Bote mehr vom Konſul Janſen, der ſich über-
füttert hat und für ſein Leben fürchtet, oder von Frau Klod,
die an Wutkrämpfen leidet oder vom Jntendanten, der
nachts nicht ſchlafen kann, weil er ſich tagsüber halb verrückt
gerechnet und gezählt hat!“

Der Doktor lächelte.
„Du haſt recht wie immer. Fch bin ein ſchlechter Spiel-

kamerad ein rechter Brummbär. Aber es wird ſchon alles
gut du ſollſt ſehen Wir haben angeſehene Reiſegeſell-
ſchaft unſern berühmten Violiniſten Bölge Havsland. Es
iſt ordentlich heimiſch, ihn hier zu treffen, nicht wahr

Und der Doktor nahm die Schlüſſel und folgte ſeiner Frau
die Kajütentreppe hinab.

Die Propeller ſchlugen fort und fort mit leiſem Rütteln
egen den hölzernen Rumpf des Schiffes, während die Ma-
chinen unter unaufhörlichem Stampfen ihre Tauſende von

Pferdekräften entfalteten. Wie ein Pflug durchſchnitt der
ſcharfe Eiſenſteven die Wogen, und das Kielwaſſer zog einen
breiten, wildſtrudelnden Strom, der ſich weit hinten im un-
4 Dämmerſchein ſchäumend verlor.

Jm Halbdunkel des Oberlichts in der zweiten Klaſſe trafen
ſich zwei Landsleute. Obwohl in der Heimat ihre Lebenswege

und Glücksumſtände ganz verſchiedene waren, begegneten ſie
ſich hier in intereſſiertem Wiedererkennen.

ein ſeltſames Gefühl, Wangenſtein! Amerika vor
ſich Europa hinter ſich wie auf einer Jnſel zwiſchen zwei
Welten. Der Menſch wird ein ganz anderer, was? Und da
taucht plötzlich ein alter, verlorener Kamerad auf

„Nun, Mathias, und du gedenkſt alſo unſer liebes Vaterland
ſozuſagen ſtückenweiſe in rer drüben in Amerika zu
verkaufen klang es ziemlich herablaſſend zurück.

„Gewiß weshalb nicht? Die Reiſe kam mir übrigens
ganz r über den Kopf! Aber ich denke, drüben werden
ſich manche finden, die das alte Norwegen gern in ihren vier
Wänden haben wollen als ein Stückchen Vaterlandserinne-
rung. Jch hoffe ſtark, ſchon hier an Bord zu verkaufen bei
den Auswanderern im Zwiſchendeck. Was W du? Jch
kann wohl ſagen, ich war, wo keines Photographen Fuß vor
mir gekommen iſt eine ganz neu durchgeführte Szenerie der
nordiſchen Natur von den Höhen der 7 bis zu den
Tiefen der Fjords lauter ganz originelle Sachen. Ich bin
nun eben auch mal drauf verfallen, in Vaterlandsliebe zu
ſpekulieren ſiehſt dul“

„Hm auf dieſe Weiſe Geſtein und tote Natur zu expor-
tieren na ja es mag ja ganz ſchön ſein. Mein Geſchmack
wäre es mehr, wenn du Bilder von Menſchen aufgenommen
hätteſt von unſerem lebendigen Volksleben ſelbſt, das in
ſeinen n rran und großen Männern gipfelt. Ein
ſolcher Mann überragt den Goldhöppig weit!“ (Anm. d.
Ueberſ.: Ein Gipfel der Jotunfjelde, 2650“ über dem Meer.)

Der Sprecher reckte ſich, ſo daß ſeine Figur und ganze Er
ſcheinung in dem halbaufgeknöpften Jackett beſſer zur Geltung
kam. Mit einer gewohnheitsmäßigen leichten Bewegung warf er
den Kopf zurück. Der weiche Filzhut ſaß gefällig auf den dicht-
gelockten, ſchwarzen Haaren zwei dunkle, kleine, ſcharf be
obachtende Augen leuchteten aus einem blaſſen, ovalen Geſicht,
deſſen ideale Anlage durch die ſchwere Mundpartie etwas ge
ſtört wurde.

Ein ſpöttiſcher Ausdruck huſchte ſchnell über die vom Leben
ſtark mitgenommenen Züge des Photographen, die etwas an
ein Porträt erinnerten, bei dem die Farben verblaßt ſind.

„Ja ſagte er „wenn doch einer die Erfindung machen
möchte, das Jnnere der Menſchen mit Magneſiumlicht zu be
leuchten. Bis dahin müſſen wir uns eben mit den Phantaſie
bildern begnügen, die uns die ehrlichen Augen der Leute
liefern

„Ach was entgegnete der andere. „Dieſe boshaften Wite,
weißt du, die hab' ich nie ausſtehen können. So herumzulaufen
und ſeine Mitmenſchen p. wie lauter verſteckte Höhlen
anzuſehen, in denen allerhand ekelhaftes Gewürm herum-
kriecht, das das führt zu

zu einem verpfuſchten Leben, wilkſt du wohl ſagen
ch gegen dir nicht widerſprechen ſagte Wangenſtein ziem

(Fortſehung folgt.



kroffener Maßnahmen. Jm letzten Jahrzehnt fiel ſie von 20,7
Prozent (1901) auf 17,8 Prozent (1908). Jm Durchſchnitt des
Jahrzehnts 1870-80 betrug ſie ſogar 25,8 und im darauffolgen-
den Jahrzehnt immer noch 28,4 Prozent. Hätten wir heute noch
dieſelbe Säuglingsſterblichkeit wie vor 30 Jahren, ſo würde der
jährliche Verluſt an Nationalvermögen 152 Millionen ſtatt
108 Millionen Mark betragen. Er könnte aber noch weit mehr
herabgedrückt werden, wenn wir unſere Säuglingsſterblichkeit
auf das Maß der anderer germaniſcher Länder herunterſetzen

könnten. Würden uns jährlich nur noch 10,8 von je 100 Säug-
lingen wegſterben, wie dies in Dänemark der Fall iſt, ſo würde
der Verluſt nur noch 6516 Millionen Mark betragen und
könnten wir gar die Säuglingsſterblichkeit Rorwegens mit
6,7 Prozent erreichen, ſo wäre das hier unproduktiv veraus-
gabte Kapital nur noch 41 Millionen groß. Dieſe Ziffern
zeigen, daß es für ein Volk. einmal von allen Gefühlsmomenten
abgeſehen, keine ſich beſſer rentierende Ausgabe gibt als die zur
Herabdrückung der Kinderſterblichkeit, Ausgaben, die ſich auch
ſpäter noch durch eine größere Tüchtigkeit der ganzen Raſſe ver-
zinſen.

Aus den Hachbarkreiſen.
Ueber den Verlauf der Maifeier

liegen noch einige Meldungen vor, aus denen hervorgeht, daß in
ſehr vielen Orten die Partei- und Gewerfkſchaftsgenoſſen durch
Arbeitsruhe für die Forderungen des Proletariats demonſtrierten.

Saugerhauſen. Unter ſtarker Beteiligung veranſtalteten die
hieſigen Genoſſen um 8 Uhr vormittags einen Ausflug mit Muſik
nach dem drei Stunden entfernten Heinickeroder Berg. Dem ſich
durch die Stadt bewegenden Zuge wurde eine rote Fahne
vorangetragen. Auf dem Feſtplatze entwickelte ſich bei Geſangs-
und Muſikvorträgen bald ein fröhliches Treiben. Außer den
Arbeitern des Barbaroſſawerks feierten die Schloſſer, Former und

„Hofarbeiter der Aktienmaſchinenfabrik. Die Veranſtaltungen am
voraufgehenden Sonntag hatten glänzenden Beſuch aufzuweiſen.

Artern. Die Maiverſammlung, in der Reichstagskandidat
Genoſſe Wicklein ſprach, war von über 200 Perſonen beſncht.
Die Verſammlung verlief glänzend. Am Sonntag unternaymen
120 Perſonen einen Ausflug.

Gregyin. Jn den Räumen des Wahlvereins ſprach abends
vor zahlreicher Zuhörerſchar der Genoſſe Thielemann- Eilenburg

über die Bedeutung des 1. Mai. Eine entſprechende Reſolution
fand Annahme.

Elfterwerda. Die Abendverſammlung war von 200 Perſonen
beſucht. Genoſſe Münzer- Delitzſch hatte das Referat.

Raßnitz. Die Maifeier verlief gut, ohne jeden Zwiſchenfall;
am Vormittagsausflug nahmen 41 Perſonen teil. An der Abend-
veranſtaltung beteiligen ſich ca. 150 Perſonen, welche der Feſtrede
des Genoſſen Hartmann, ſowie den Ausführungen der Genoſſin
Eferhold reichen Beifall zollten.

Wittenberg. Unſere Maifeier, die unter ſtarker Beteiligung
im Freudenbergſchen Lokale ſtattfand, verlief in durchaus würdiger

Weiſe. Das war ein machtvoller Auftakt zu den kommenden
Kämpfen, in die wirkungsvoll einzugreifen nunmehr Ehrenpflicht
der Wittenberger Arbeiterſchaft geworden iſt. Jn kräftiger Aus-
ſprache verwies der Feſtredner, Genoſſe Fritzſche-Berlin, auf
die unſer harrenden Aufgaben, beſonders die Frauen auffordernd,
die heranwachſende Jugend und ſich ſelbſt zu unſeren Jdeen zu
erziehen. Auch die übrigen Darbietungen können als gut gelungen
bezeichnet werden. Durch Arbeitsruhe feierten 40 Bauarbeiter.

Zur Steinfetzer-Ausſperrung
ſchreibt man uns, daß die Ausgeſperrten und Streikenden nach
wie vor eine feſtgefügte Maſſe darſtellen, obwohl der Kampf be-
reits ſieben Wochen dauert. Berückſichtigt man, daß die Stein
ſetzer erſt den langen Winter mit ſeiner Arbeitsloſigkeit hinter
ſich haben, ſo zeugt das von einer Diſziplin und Charakterfeſtig
keit, die nicht hoch genug zu veranſchlagen iſt. Allerdings ſind ja
die Zumutungen der Unternehmer, nicht nur aus der Arbeiter
organiſation auszuſcheiden, ſondern ſich auch allerwegs zu Streik-
brecherarbeiten gebrauchen zu laſſen, ſo erbärmlich und hundsgemein,
daß dieſelben einfach jeder ehrlicher Arbeiter mit Abſcheu ablehnen
muß. Der Antrag der Ausgeſperrten, die Differenzen durch ein
Schiedsgericht entſcheiden zu laſſen, iſt bisher unbeantwortet
geblieben. Die Unternehmer verlaſſen ſich auf die hilfsbereiten
Baubehörden, von denen faſt alle Pflaſterarbeiten abhängen. Die
VBaubehörden dulden nicht nur, daß, wie es in Querfurt bei
dem Steinſetzmeiſter Bachmann der Fall iſt, ungelernte Arbeiter
die Pflaſterarbeiten ausführen, nein, ſie bemühen ſich ſelbſt darum,
den Steinſetzmeiſtern Streikbrecher zuzuführen. So ſoll der Kreis
baumeiſter Haftendorn aus Querfurt bei Steinſetzern geweſen
ſein, um dieſelben zur Aufnahme der Arbeit zu bewegen!!

Jn Halle wiederum ſcheinen einige Magiſtratsmitglieder der
Meinung zu ſein, daß der Stundenlohn für Steinſetzer hoch genug
und deshalb die Maßnahmen der Unternehmer zu billigen ſeien.
Das Jahreseinkommen der Steinſetzer bewegt ſich im Durchſchnitt
zwiſchen 1000 1300 Mk. Es muß jedoch feſtgeſtellt werden, daß
der Stundenlohn für Steinſetzer rund um den Regierungsbezirk
Merſeburg herum, um 3—12 Pfg. höher ſteht, als im Bezirke ſelbſt.

Wieweit die „Objektivität“ der Behörden geht, ſoll an einem
Beiſpiel illuſtriert werden. Jn Halle ſollen mehrere Straßen-
züge neugepflaſtert werden da ſich die Halleſchen Steinſetzmeiſter
jedoch nicht mehr an der Submiſſion beteiligen, deshalb werden
die Pflaſterungen einfach inhibiert. Nach Ausführungen etlicher

Steinſetzmeiſter ſoll die Ausſperrung ev. einige Jahre
dauern!! Konſequenterweiſe wird die Halleſche Bauverwaltung
mit ihren Pflaſterungen ſolange warten und zuſehen, bis es den
Steinſetzmeiſtern gelungen iſt, die Arbeiterorganiſation nieder
zuknütteln oder bis die Herren Steinſetzmeiſter wieder Luſt an

Arbeitsannahme finden. Als Steuerzahler dürften, unſeres Er
achtens nach, die Ausgeſperrten aber Anſpruch auf Arbeit haben

und wenn eben die Halleſchen Unternehmer keine ſolche annehmen
wollen, ſo fordern wir die Bauverwaltung auf, ev. fremde Unter-
nehmer zur Submiſſion zuzulaſſen, oder aber, es muß die Arbeit

in eigener Regie ausgeführt werden. Es iſt einfach eine Un
gere chtigkeit, bei Ausführung der Pflaſterarbeiten nur die
Unternehmer zu unterſtützen, hingegen die Ausgeſperrten arbeitslos
zu laſſen. Haben die Steuergroſchen der Unternehmer mehr Wert?

Das eine ſteht feſt: Mancher der Ausgeſperrten, der bisher bei
Wahlen noch „ſtaatsfreundlich“ wählte, iſt jetzt kuriert und wird
wiſſen, von welcher Seite er Unterſtützung zu erwarten hat und
dementſprechend wählen. Es muß an dieſer Stelle zu wieder-
holtem Male ausgeſprochen werden, daß noch bei keinem Kampf
ſich die „Objektivität der Behörden mehr gezeigt hat, als bei der

Für unsere

Steinſeher Ausſperrung im Regierungsbezirk Merſeburg. Es
handelt ſich darum, das Koalitionsrecht abzuwürgen. Die Aus
geſperrten ſind jedoch keineswegs geſonnen, ſich dasſelbe entreißen
zu laſſen.

Eisleben. Maifeier und Polizei. Der Sozialdemo
kratiſche Verein wollte am Montag abend das Maiſeſt mit Feſt
rede und Geſangsvorträgen nebſt nachfolgendem Tanz feiern. Zu
der Feſtrede hatte ſich der Polizeibeamte Ueberſcheer einge-
ſtellt. Da die Vereinsmitglieder aber nicht geſonnen waren, ſich
die Feſtrede überwachen zu laſſen, ſo wurde der Abgeſandte vom
Vorſitzenden aufgefordert, das Lokal zu verlaſſen. Der Beamte
erklärte, dableiben zu müſſen, da er von ſeiner Behörde beauftragt
ſei, zur Jnformation hinzugehen. Darauf wurde unter Zuſtim-
mung der Teilnehmer von einer Feſtrede abgeſehen, und der Be
amte entfernte ſich. Wir meinen, die Behörde hat kein Recht, in
geſchloſſenen Geſellſchaften einzudringen, um ſich Jnformationenzu verſchaffen. Was fragen aber die Vertrexer des echt preußi-
ſchen Polizeiſyſtems danach, ſie wiſſen, daß ihnen wegen der
Mißhandlung des glorioſen Vereinsgeſetzes doch nichts geſchieht.
Unſere Genoſſen wollen gegen das unberechtigte Eindringen Be
ſchwerde erheben.

Eisleben. Arg in die Patſche geſetzt hat ſich der bekannte
Bergbotenmann und Mittelſchullehrer Blümel mit ſeinen An-
griffen auf die Standesſchule der Beſitzenden, die höhere Töchter
ſchule. Es entſtand ein ergötzlicher Zeitungskrieg, in deſſen Verlauf
ein wirklicher Dreibund gegen den trutzigen Recken vorging,
nämlich der Erſte Bürgermeiſter Rieſe, Direktor Hoffmann und
Landesrat Thewes. Herr Blümel demühte ſich nach Kräften, ſein
durch dieſe Dreieinigkeit zerzauſtes Renommee als Schulmann
wiederherzuſtellen, wobei ihm ein fürchterliches Malheur paſſierte,
indem er meinte, daß, wenn ihm der ſchlechte Stand der ſtädtiſchen
Finanzen bekannt geweſen wäre, er gegen die höhere Töchterſchule
geſtimmt hätte. (Der langjährige Stadtverordnete Blümel weiß
alſo nichts von den immer größer werdenden Dalles im Stadtſäckel!)
Doch ſoll er ſeine Ruhe nicht bekommen, dafür ſorgen ſchon böſe
Zungen, deren es im frommen Eisleben ja genug gibt. Jn ge-
wiſſen Kreiſen hatte man erzählt, daß Blümel nur deshalb ſo
gegen die Schule der reichen Lente ſei, weil aus ſeiner Hoffnung
nichts geworden iſt, nämlich an die höhere Töchterſchule berufen
zu werden. Das ſaß. Jn der letzten Stadtverordnetenſitzung er-
zählte er nun der Verſammlung das Treiben der böſen Buben.
Aber es wurde ihm abgewunken mit dem Bemerken, daß im
Kollegium ſolches nicht geſagt worden ſei. Dem wackeren reichs-
treuen Kämpfer gelingt aber auch gar nichts mehr. Nun laſſen ihn
a Ordnungsleute im ſchweren Kampfe gegen die Sozzen
im Stich.

Eisleben. Ungetreuer Beamter. Am Montag wurde vorder Eisleber Strafkammer gegen den Chauſſeeaufſeher R., früher

hier wohnhaft, verhandelt, weil er für Fuhren und Arbeitslöhne
mehr Gelder angerechnet hat, als ſie in Wirklichkeit betrugen. Die
ſo zu Unrecht erhaltene Summe beläuft ſich auf 2242 Mk. Jn-
folge Verſetzung des Beamten nach Gerbſtedt kamen die Mani-
pulationen durch ſeinen Nachfolger heraus, der bei Verſchlemmungen
weniger Gelder benötigte als R. bei gutem Wetter. Der An-

gab die Unehrlichkeiten unumwunden zu, behauptete jedoch
aus gehandelt zu haben. Er wurde zu 5 Monaten Gefängnis
verurteilt.

Stedten. Ein ſchießluſtiger Arbeitswilliger. Am
vergangenen Sonntag verſuchte ſich der Bergarbeiter Reinhold
Voigt von hier in der Nähe von Esperſtedt zu erſchießen. Sein
Verſuch mißlang, der Schuß war durch die linke Hand gegangen,
gleich darauf nahm man ihm das Schießzeug ab. Dieſer Vor
gang hat für die organiſierte Bergarbeiterſchaft ganz beſondere
Bedeutung. Bekanntlich haben die Kameraden der Grube Walters-
Hoffnung vor einiger Zeit die Arbeit niedergelegt. Voigt erwies
ſich hier als ein „nützliches Element“, indem er weiter arbeitete
und dadurch ſeinen Kameraden in den Rücken fiel. Alle, die früher
mit Voigt verkehrten, haben bei ihm nie ein derartiges Jnſtrument
bemerkt, deshalb iſt wohl die Frage angebracht zu welchem Zweck
er den Revolver führte und wo er ihn herbekommen hat Sollte
das Tragen des Revolvers mit ſeiner traurigen Tätigkeit als
Arbeitswilliger zuſammenhängen Es wäre nicht der erſte Fall,
daß dieſe Rausreißer ſich bis an die Zähne bewaffnen und nach
einer Gelegenheit trachten, um Streikende niederzuſchießen. Erhält
dann ein ſolcher Raufbold die gebührende Zurechtweiſung, dann
„ſammelt“ man dies als „Material“ zu einer „Denkſchrift über die
Ausſchreitungen Streikender“.

Der geſunde Sinn der Bergarbeiter wird ſich durch ſolche Per
ſonen nicht provozieren laſſen. Für Voigt wird ja die Sache noch
ein gerichtliches Nachſpiel haben. Er hat ſich freiwillig zum Militär
gemeldet und muß im Herbſt eintreten. Sind die ſelbſt bei-
gebrachten Verletzungen der Art, daß er dadurch untauglich für
den Militärdienſt wird, ſo bekommt er wegen Selbſtverſtümmlung
einen Prozeß. Der Militarismus pflegt gewöhnlich bei ſolchen
Sachen nicht zu ſpaßen; wer ſich ihm verſchrieben hat, den will

auch haben und mit ungewöhnlicher Schärfe beſtraft er Drücke-
erger.

Für den kommenden Kampf hat Voigt ſich zwar unſchädlich
gemacht, aber es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß unter den Arbeits
willigen ſich noch ähnliche Elemente befinden. Deshalb Vorſicht!

Gerbſtedt. Eine Volksverſammlung findet am Sonn
tag, den 7. Mai, nachmittags 3 Uhr im Gartenlokal Jnſel Helgo-
land ſtatt. Das Referat hat Schriftſteller Dr. Bernſtein aus
Berlin übernommen. Die Parteigenoſſen mögen für einen
Maſſenbeſuch Sorge tragen.

Schkeuditz:: Proteſtverſammlung. Am Freitag
fand im Lindenhof eine gut beſuchte Proteſtverſammlung gegen
die Reichsverſicherungsordnung ſtatt. Der konſervative Reichs-
tagsabgeordnete unſeres Kreiſes, Herr Winckler, teilte auf
die an ihn ergangene Einladung mit, daß er an der Verſamm-
lung nicht teilnehmen könne und freute ſich des großen Fort-
ſchrittes in der ſozialen Fürſorge. Er begrüßt den Geſetzent-
wurf, welcher bezwecken ſoll, den Mißbrauch der Fürſorgeein-
richtungen durch die Sozialdemokratie einzuſchränken. Genoſſe
Pollender, welcher ſich ſeiner Aufgabe als Referent in
etwa zweiſtündigen Ausführungen vortrefflich entledigte, gab
dem Herrn Winckler die gebührende Antwort und forderte die
Anweſenden auf, bei der kommenden Reichstagswahl das Vor-
gehen dieſes Reaktionärs nicht zu vergeſſen. Redner erntete
großen Beifall. Eine dementſprechende Reſolution wurde ein-
ſtimmig angenomen und ſoll dem Reichstag überſandt werden.

Bitterfeld. Jn der Stadtverordnetenſitzung am 2. Mai
lag den Vertretern zunächſt ein Antrag vor, dem Arbeitsausſchuß
für „Jugendpflege“ 100 Mk. zu bewilligen. Von unſern Genoſſen
wurde der Antrag bekämpft, weil eingeſtandenermaßen ſich dieſe
Jugendbewegung gegen eine politiſche Partei (die Sozialdemokratie)
richte und ſtädtiſche Mittel nicht zu ſolchen Sachen verwendet
werden ſollten. Dieſe Stellungnahme veranlaßte den Stadtver-
ordneten Ude, der Verſammlung vorzuſchlagen, dem Ausſchuß
200 Mk. zur Bekämpfung der Sozialdemokratie zu
überweiſen, welchem Antrage ſich auch Stadtverordneter Richter
anſchloß. Genoſſe Men zel konnte darauf mit Genngiunng kon-
ſtatieren, daß ſich die Stadtverordneten Richter und Kozlowsky
in bezug auf Jugendfürforge ſeit einiger Zeit ſchon ſehr gebeſſert
haben, denn früher ſeien die Herren ſogar gegen die obligatoriſche
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Einführung des Fortbildungsſchulunterrichts geweſen. Nachdem
der Antrag Ude zurückgezogen war, wurde ſchließlich die Magi
ſtratsvorlage angenommen. Für den Umbau der Einfriedigungs
mauer der Kleinkinderbewahranſtalt werden 1600 Mk. bewilligt.
Das Kuratorium der Fortbildungsſchule beantragt, die Unter-
richtszeit in dieſer Schule durch Ortsſtatut zu regeln, da nach
mehrfach ergangenen Entſcheidungen des Kammergerichts eine Be
ſtrafung wegen unentſchuldigten Ausbleibens aus der Fortbildungs-
ſchule nur möglich iſt, wenn die Unterrichtszeit ortsſtatutariſch
feſtgelegt iſt. Dem Antrage wurde zugeſtimmt. Dem Polizei
ſergeanten Don ath in Greppin wurden 25 M. KrlH bewilligt
für die dem Rittergut Greppin zu leiſtenden Dienſte. Zur
Kenntnis genommen wurde 1. der Jahresbericht der freiwilligen
Feuerwehr, 2. der Bericht für das Fleiſchbeſchauamt für das erſte
Quartal 1911, 3. die Bevölkerungsbewegung der Stadt Bitterfeld.
Der Zugang betrug 894, der Abgang 780, ſodaß ein Mehr von
114 Perſonen zu verzeichnen war. Am 31. März 1911 hatte
Bitterfeld 14765 Einwohner. Ferner wurde zur Kenntnis ge-
nommen der Bericht der Stadtſparkaſſe. Die Einnahmen betrugen
34 2283,61 Mk., die Ausgaben 330992,82 Mk., Kaſſenbeſtand
11290,79 Mk. Auf Antrag des Genoſſen Menzel wurde der 10.
Punkt Ausbau des Grundſtückes „Kühler Morgen“ anſtatt in
geſchloſſener in öffentlicher Sitzung verhandelt. Es war beantragt,
zu dem Ausbau 10000 Mk. bereitzuſtellen. Nach eingehender Be
ratung wurde, nachdem eine Lokalbeſichtigung abgelehnt worden
war, der Vorlage zugeſtimmt. Hierauf S SitzungAnkauf von Grundſtücken u. Vorbereitung zur Wahl von Stadträten.

Delisſch. Agrarierſchuß und Landarbeiter-
el en d. Das hieſige Schöffengericht, das ſchon wiederholt durch
Urteile gegen ländliches „Geſinde“ recht draſtiſche Beiſpiele für
die Rechtloſigleit der ländlichen Arbeiter erbracht hat, hatte
kürzlich über einen Einſpruch der Dienſtmagd Frida J. gegen
einen Strafbefehl über 15 Mark zu entſcheiden. Die J. hatte
ihren Dienſt beim Gutsbeſitzer H. in Groß-Kyhan wegen
Krankheit plögzlich aufgeben müſſen. Sie legte ein ärzt-
liches Atteft vor, das beſagt, daß die Angeklagte infolge
ihrer Entbindung unterleibskrank ſei und die in der La
wirtſchaft vorkommenden Arbeiten nicht mehr verrichten könne.
Trotz dieſes ärztlichen Gutachtens erkannte das Gericht auf
die höchſte zuläſſige Strafe von 15 Mark. Durch derartige Ur
teile muß auch dem blödeſten Landſlklaven ſchließlich ſeine
elende Lage klar gemacht werden.

Wittenberg. Freiwillig in den Tod gegangen kürz
lich der Kohlenfahrer Krüger. Er hat ſich aus Furcht über ein
ihm drohendes Strafverfahren erhängt.

Belgern. Mit Pferd und Wagen in die Elbe. Beim
Steinefahren an der Elbe geriet ein mit zwei Pferden beſpannter
Wagen des Fuhrwerksbeſitzers Liepelt aus Mühlberg ins Rollen
und ſtürzte, die Tiere mit ſich ziehend, vom ſteilen Ufer herab in
den Strom. Das Fuhrwerk ging in Trümmer, die beiden Pferde
ertranken, der Fuhrmann konnte ſich retten.

Bockwitz Die Gemeindevertreter berieten in ihrer
letzten Sigrrg nochmals über die Anſtellung des Gemeinde-
dieners. an überließ es ſchließlich dem Ortsvorſteher, daß
er ſich von den drei in engere Wahl geſtellten Bewerbern einen
auswähle und ihn mit 900 Mark Jahresgehalt und freier Woh
nung anſtelle. Darauf wurde eine Rechnungs-, Bau und
Armenkommiſſion gewählt. Sodann unterſchrieben ſämtliche
Gemeindevertreter die vom Ortsvorſteher ausgearbeitete an
die Reg erwg zu richtende Beſchwerde wegen des Waſſer-
mangels. Die Millygrube wünſcht, den Pleſſaer Weg noch zwei
Jahre unpaſſierbar zu laſſen als Entſchädigung will ſie der
Gemeinde 200 Mark jährlich zahlen. Dieſe Sache wurde zur
nächſten Sitzung vertagt.

Beruburg. Schneiderſtreik. Bei der Firma Görbing und
Gebbert haben ſämtliche Schneider wegen Nichtanerkennung des
Tarifes die Arbeit niedergelegt. Alle übrigen Firmen am Orte
haben den Tarif anerkannt. Genaunte Firma verſucht, die
nötigſten Arbeiten es kommen hauptſächlich Lieferungsarbeiten
für Bahn und Steuerbeamte in Betracht außerhalb herſtellen
zu laſſen, worauf die Schneider anderer Städte achten ſollen.

Eiſenach. Der Dienstag morgen 8 Uhr 40 Min. von Eiſenach
nach Eſchwege abgehende Perſonenzug ſtieß in Treffurt mit einem
Laſtautomobil der Thuringiabrauerei in Eiſenach gſammen. Das
Automobil iſt vollſtändig zertrümmert. Der Chauffeur Bohns
und deſſen Begleiter Emmrich wurden getötet. Der Kopf
Emmrichs iſt vom Rumpfe getrennt und konnte noch nicht ge-
funden werden. Er iſt vermutlich in die Werra gerollt.

Oſchersleben. Die Ehefrau als Verräterin. Hier
wurde der Arbeiter Ulrich durch ſeine eigene Ehefrau beſchuldigt,
vor 1 Jahren den Rentner Schwannecke ermordet zu haben.
Dieſer war damals erhängt aufgefunden worden man glaubte
allgemein, daß er Selbſtmord verübt habe. Ulrich leugnet noch
die Tat; ſein ebenfalls verhafteter Komplize Grape hat aber ein
umfaſſendes Geſtändnis abgelegt.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei-
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewertſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Wilhelm
Koenen, Provinzielles und Verſammlungsberichte Gottl.
Kasparek, ſämtlich in Halle.
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